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Editorial
Armut in Deutschland ist eine Tatsache: Mehr als 16 Prozent 
der Bevölkerung gelten als armutsgefährdet. Das ist etwa 
jede sechste Person in Deutschland. Die Statistiken jedweder 
Herkunft belegen auch, dass dieser Anteil an Menschen, der 
weniger als sechzig Prozent des mittleren Nettoeinkommens 
in Deutschland zur Verfügung hat, in den letzten Jahren im 
Großen und Ganzen gleich geblieben ist. Weitere Befunde 
kommen hinzu: Die Ungleichheit bei den Vermögen hat 
sich verfestigt. Die reichsten zehn Prozent der Haushalte 
besitzen mehr als die Hälfte des gesamten Nettovermögens, 
die untere Hälfte der Bevölkerung dagegen nur ein Prozent. 
Zudem kommt der wirtschaftliche Aufschwung der letzten 
Jahre nicht bei allen an. Vor allem die unteren Einkommens-
gruppen verdienen real weniger als noch in den 1990er-Jah-
ren. Für viele Menschen bedeutet Arbeit darüber hinaus kein 
Auskommen mehr. Viele fühlen sich benachteiligt und ab-
gehängt – mit massiven Folgen für unsere Gesellschaft und 
Demokratie. Besonders armutsgefährdet sind in Deutschland 
Arbeitslose, Menschen mit formal niedrigem Bildungsab-
schluss, ältere Menschen (darunter vor allem Frauen), Al-
leinlebende und Alleinerziehende. Armut betrifft vor allem 
auch Kinder. Rund 2,5 Millionen Mädchen und Jungen in 
Deutschland sind armutsgefährdet. Darüber hinaus ist Armut 
noch immer »vererbbar«: Die Aufstiegschancen eines Kindes 
aus schwierigen sozialen Verhältnissen sind unabhängig von 
seinen Fähigkeiten und Talenten noch immer schlechter als 
die eines Kindes aus »besseren« Verhältnissen. Kein Zweifel: 
Armut in Deutschland ist ein Thema von gesellschaftlicher 
Brisanz – auch für die Zukunft. Das kann die Politik nicht 
kalt lassen.

Was aber ist überhaupt Armut? Welche Formen von Armut 
gibt es? Wie wird Armut definiert, zumal in einer Gesellschaft 
wie der deutschen, die – global betrachtet – reich ist? Wer 

ist besonders armutsgefährdet – und warum? Wie viel Armut 
verträgt unsere Gesellschaft überhaupt? Stellt Armut eine 
Gefährdung für Solidarität, Zusammenhalt und die Grund
lagen unserer Demokratie dar? Was kann die Politik dagegen 
tun – wohlgemerkt über das hinaus, was sie sowieso schon 
an vielfältigen Anstrengungen unternimmt? Schließlich: 
Welche Lösungsansätze gibt es? 

Diesen und vielen anderen Fragen geht diese Ausgabe von 
»Politik & Unterricht« mit vielfältigen methodischen An-
sätzen nach. Wir hoffen, damit den Lehrerinnen und Leh-
rern des Landes aktuelle Materialien an die Hand geben zu 
können, um dieses brisante politische Thema im Unterricht 
mit der gebotenen Kontroversität behandeln zu können.

Lothar Frick
Direktor der LpB

Prof. Dr. Reinhold Weber
Chefredakteur

Anja Binder, geb. 1986, ist Studienrätin am Evange-
lischen Firstwald-Gymnasium in Kusterdingen, wo sie 
Gemeinschaftskunde, Mathematik und Theaterpädago-
gisches Lernen unterrichtet. Sie ist seit Beginn des Jahres 
2017 Mitglied der Redaktion von »P&U«.

Prof. Dr. Daniel Buhr, geb. 1973, ist Professor für Policy 
Analyse und Politische Wirtschaftslehre an der Universi-
tät Tübingen.

DER AUTOR UND DIE AUTORINNEN DIESES HEFTES

Inga Zengerle, geb. 1983, ist Studienrätin am Schick-
hardt-Gymnasium in Herrenberg. Sie unterrichtet Gemein-
schaftskunde, Geographie und Biologie. Sie ist ebenfalls 
2017 in die Redaktion von »P&U« berufen worden. 

Beide Autorinnen und der Autor haben bereits 2015 gemeinsam 
eine »P&U«-Ausgabe zum Thema Wirtschaft verfasst: »Politik und 
Wirtschaft. Wie viel Staat braucht der Markt?« 
(www.politikundunterricht.de/3_15/wirtschaft.htm)
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   E INLEITUNG

Mit der Veröffentlichung des offiziellen Armuts- und Reich-
tumsberichts der Bundesregierung gelangt das Thema 
»Armut« in regelmäßigen Abständen in den Blickpunkt 
der Öffentlichkeit, um dann aber nach ein paar Tagen der 
allgemeinen Empörung meist wieder rasch vom Aufmerk-
samkeitsradar zu verschwinden. Als Gegenpol zu Reichtum 
beschreibt Armut zunächst einmal einen Mangel. In einem 
bekannten Lehrbuch von Paul Samuelson und William Nord-
haus (Volkswirtschaftslehre, 2015, S. 427) kommt das tradi-
tionelle Verständnis der Wirtschaftswissenschaften treffend 
zum Ausdruck: »Armut ist ein Zustand, in dem Menschen 
unzureichende Einkommen beziehen.« Demnach ist Armut 
ein Mangel an Reichtum, ein Zustand also, der aber – nicht 
zuletzt durch die Kräfte der Ökonomie – verändert werden 
könne, was wir dann über die volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung erfassen und beispielsweise durch das Brutto
inlandsprodukt (BIP) bzw. Volkseinkommen korrekt abzubil-
den versuchen. Die Definition von Samuelson und Nordhaus 
wird heutzutage aber durchaus auch innerhalb der Ökono-
mie kritisch hinterfragt (vgl. z. B. Karl-Heinz Brodbeck, 

Ökonomie der Armut, 2005). Erstens sei Armut keineswegs 
nur ein »Zustand«, sondern ein Prozess oder Element eines 
Prozesses; Armut sei nicht einfach gegeben, sie werde auch 
erzeugt. Und zweitens sei es fraglich und vielfach eben sehr 
umstritten, was denn »unzureichend« für die Menschen sei, 
wie also Armut »richtig« interpretiert, erfasst oder gemessen 
werden könne.

Obwohl Armut sich nicht allein auf den Mangel an mate-
riellen Gütern reduzieren lässt, wird sie meist ausschließ-
lich quantitativ auf Wohlstand und Lebensstandard be-
zogen – ein Verständnis, das Armut also allein auf die 
wirtschaftliche Armut beschränkt und dadurch etwas kurz 
greift. Armut kann aber auch anders verstanden werden: 
als ein soziales Phänomen bzw. als Zustand gravierender 
sozialer Benachteiligung. Zwar besteht Einigkeit darüber, 
dass Armut einen Mangel beschreibt, doch bei der weiteren 
Präzisierung und Interpretation hören die Gemeinsamkeiten 
rasch auf. Das Verständnis von Armut variiert mitunter 
enorm – je nach historischem, kulturellem, ökonomischem 
oder gesellschaftlichem Kontext. So stellen sich eine Menge 
Fragen: Ist Armut Voraussetzung für oder das Ergebnis 
ökonomischen Handelns? Welchen Mangel beschreiben wir 
überhaupt? Und wie lässt sich das messen? Nicht zuletzt: 
Wie können wir diesen Mangel beheben – individuell wie 
gesellschaftlich?

Abgehängt?
Armut in Deutschland
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Einleitung

Was ist Armut – und wie können wir sie messen?
Widmen wir uns zunächst der wirtschaftlichen Armut. Wer 
ist (wie) arm? Objektiv lässt sich das nur schwer bemes-
sen. Ebenso umstritten und politisch umkämpft wie die 
Definitionen sind auch die Maßzahlen und Messmethoden. 
Dennoch haben sich – nicht zuletzt durch internationale 
Organisationen wie die Weltbank – zwei gängige Arten von 
Armut und folgende Unterscheidungsformen etabliert:

	 Absolute Armut
Als absolut arm gilt, wer nicht einmal die physischen 
Grundbedürfnisse befriedigen kann: Nahrung und Klei-
dung, Wohnung sowie die medizinische Grundversorgung. 
In der klassischen Definition der Weltbank bezeichnet ab-
solute Armut einen Zustand, in dem einer Person weniger 
als 1,90 US-Dollar pro Tag zur Verfügung stehen. Davon 
sind rund zehn Prozent der Weltbevölkerung betroffen. 
Von diesen mehr als 700 Millionen Menschen leben jedoch 
rund 95 Prozent geballt in drei Regionen: in Süd- und 
Ostasien, aber vor allem im subsaharischen Afrika.

	 Relative Armut
Im Rest der Welt haben wir es vornehmlich mit rela-
tiver Armut zu tun – auch in Deutschland. Denn hier-
zulande muss kaum jemand freiwillig mit etwas weni-
ger als zwei Dollar pro Tag auskommen. Absolute Armut 
ist in den sogenannten entwickelten Industriestaaten 
also eher selten anzutreffen, relative Armut schon. Als 
(wirtschaftlich) relativ arm gilt in der Regel derjenige, 
dessen Einkommen weniger als die Hälfte des mittleren 
Einkommens (Medianeinkommen) beträgt. Wer darunter 
liegt, ist finanziell so weit von der gesellschaftlichen 
Mitte entfernt, dass er als arm gilt. Relative Armut macht 
sich aber auch durch eine soziokulturelle Verarmung be-
merkbar. Als Folge des wirtschaftlichen Mangels können 
die von Armut Betroffenen also auch nicht (mehr) an 
vielerlei sozialen Aktivitäten teilhaben, zum Beispiel an 
Konzert- oder Theater-, Disco- oder Kinobesuchen. Das 
betrifft aber auch Klassenfahrten, Sportaktivitäten oder 
den Musikunterricht von Schulkindern.

Absolute und relative Armutsgrenzen sind politisch kon-
struiert und unterliegen damit bestimmten Normen und 
Wertvorstellungen. Die Messung der absoluten Armut wird 
von internationalen Organisationen wie der Weltbank oder 
dem Internationalen Währungsfonds (IWF) mit Blick auf 
die globale Armut vorgenommen. Die Berechnung der rela-
tiven Armut hingegen liegt meist in nationaler Hand. Ent-
sprechend variieren weltweit auch die Schwellenwerte, die 
die jeweiligen Regierungen festsetzen. Wie erwähnt werden 
in Europa die nationalen Armutsgrenzen durch einen be-
stimmten Prozentsatz des Medianeinkommens errechnet: 
Eine Schwelle von 60 Prozent des nationalen Medianeinkom-
mens gilt beispielsweise im Armutsbericht des Paritätischen 
Gesamtverbands als die Armutsrisikogrenze, bei 50 Prozent 
des nationalen Medianeinkommens liegt die Armutsgrenze. 
Der methodische Vorteil des Medianeinkommens gegenüber 
dem Durchschnittseinkommen ist, dass extrem hohe und 
extrem niedrige Einkommen nicht verzerrend wirken, wie 

das beim Durchschnittseinkommen der Fall ist. Es ist das 
mittlere Einkommen. So würde etwa eine Verdoppelung des 
Einkommens der reichsten Person zwar das Durchschnitts-
einkommen erhöhen, nicht aber das Medianeinkommen. 
Doch über die Höhe der Schwelle lässt sich trefflich strei-
ten. Würden wir beispielsweise die Grenze bei 40 Prozent 
des Medianeinkommens festlegen, fände sich wegen der 
existierenden Grundsicherung in Deutschland kaum jemand, 
der – rein statistisch betrachtet – von Armut betroffen wäre. 
Zudem ist zu beachten, dass die Bemessungsgrundlage das 
laufende Einkommen ist. Ob der Haushalt ein nennenswertes 
Vermögen besitzt (z. B. Wohneigentum), fließt nicht in die 
Messung ein. Zudem werden so auch die meisten Auszubil-
denden und Studierenden statistisch als »armutsgefährdet« 
erfasst, obwohl sich vermutlich viele davon subjektiv nicht 
als arm bezeichnen würden, weil sie diesen Zustand nur 
als vorübergehend erachten – was in den meisten Fällen ja 
auch stimmt.

Trotz aller Kritik an den Indikatoren bzw. am Setzen be-
stimmter Schwellenwerte (z. B. 1,90 US-Dollar pro Tag; 
Median des gewichteten Nettoäquivalenzeinkommens) er-
scheint die Unterscheidung zwischen absoluter und relativer 
Armut sinnvoll, bildet sie doch auch die Grundlage für poli-
tische Akteure, um Armut auch entsprechend bekämpfen zu 
können – national (z. B. über Sozial- und Bildungspolitik) 
wie international (z. B. über Entwicklungspolitik). So kann 
es im internationalen Maßstab auf dem Gebiet der Entwick-
lungspolitik durchaus vorkommen, dass eine Person zwar 
nach der Definition der Weltbank absolut arm ist, weil ihr 
weniger als 1,90 US-Dollar pro Tag zur Verfügung stehen, 
nicht aber relativ arm ist, weil das Bruttoinlandsprodukt der 
gesamten Volkswirtschaft eben auch entsprechend niedrig 
ausfällt. Dennoch: Relative Armut betrifft in jedem Staat 
einen Teil der Bevölkerung.

Armut in Deutschland
Die Bundesregierung folgt seit ihrem ersten Armuts- und 
Reichtumsbericht im Jahr 2001 der Definition von Armut 
durch den Rat der Europäischen Gemeinschaft von 1984, 
»nach der Personen, Familien und Gruppen als arm gelten, 
die über so geringe (materielle, kulturelle und soziale) Mittel 
verfügen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen sind, 
die in dem Mitgliedstaat, in dem sie leben, als Minimum 
annehmbar ist«.

Legen wir obigen Maßstab der relativen Armut (armuts-
gefährdet ist, wer weniger als 60 Prozent des mittleren 
Einkommens zur Verfügung hat) auf Deutschland an, ergibt 
sich folgendes Bild: Laut den offiziellen Daten des Statis
tischen Bundesamtes waren im Jahr 2015 16,7 Prozent der 
Menschen in Deutschland von relativer Armut betroffen. Sie 
gelten damit als armutsgefährdet. In Deutschland liegt diese 
Schwelle für Alleinlebende bei 1.033 Euro Nettomonatsein-
kommen (nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben) und 
für zwei Erwachsene mit zwei Kindern unter 14 Jahren bei 
2.170 Euro. Die Armutsrisikoquote ist der prozentuale Anteil 
der in diesem Sinne armutsgefährdeten Personen an der 
jeweiligen Bevölkerungsgruppe.

Politik & Unterricht • 2-2017
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Damit gilt aktuell fast jede sechste Person in Deutschland 
als armutsgefährdet. Ohne die umverteilende Wirkung von 
Sozialleistungen wäre sogar jede vierte Person in Deutsch-
land armutsgefährdet, in besonderem Maße arbeitslose, 
alleinerziehende und alleinlebende Menschen. Auch Mi-
granten sind überdurchschnittlich häufig betroffen. Zudem 
steigt statistisch mit wachsender Kinderzahl auch das Ar-

mutsrisiko. Auch der Bildungsabschluss hat Auswirkungen 
auf die Armutsgefährdung. So lebten im Jahr 2015 lediglich 
10,2 Prozent der Personen mit einem hohen Bildungsstand 
in Armut (Bildungsstand nach der Klassifikation der Inter-
national Standard Classification of Education, ISCED). Bei 
Personen mit einem mittleren Bildungsstand waren es im 
selben Jahr 16,2 Prozent. Schließlich lag die Armutsge-

Armutsrisikoquote in Deutschland 2008–2015 (in Prozent)

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015

15,2 15,5 15,6 15,8 16,1 16,1 16,7 16,7

Quelle: Destatis, Leben in Europa (EU-SILC) – © Gestaltung: 8421medien.de

Wie wird in Deutschland die Armutsgefährdungsquote 
berechnet? 
Die Armutsgefährdungsquote gibt an, wie hoch der Anteil 
der armutsgefährdeten Personen an einer Gesamtgruppe 
ist. Als armutsgefährdet gelten Personen, deren Einkom-
men weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens 
beträgt. Dabei berücksichtigt die Einkommensberechnung 
sowohl die unterschiedlichen Haushaltsstrukturen als 
auch die Einspareffekte, die durch das Zusammenleben 
– durch gemeinsam genutzten Wohnraum, beim Energie-
verbrauch pro Kopf oder bei Haushaltsanschaffungen – 
entstehen. Die Einkommen werden also gewichtet.

Zur Ermittlung des Einkommens wird zunächst das von 
allen Haushaltsmitgliedern tatsächlich erzielte Haus-
haltseinkommen zusammengefasst. Dieses setzt sich zu-
sammen aus dem Einkommen aus selbstständiger und 
unselbstständiger Erwerbstätigkeit, dem Einkommen aus 
Vermögen, Renten und Pensionen sowie empfangenen 
laufenden Sozialtransfers – wie zum Beispiel Arbeits-
losengeld, Sozialhilfe oder Kindergeld. Direkte Steuern 
und Sozialbeiträge werden abgezogen. Anschließend 
wird das verfügbare Einkommen gewichtet bzw. das so-
genannte Äquivalenzeinkommen ermittelt. Dazu wird das 
verfügbare Haushaltseinkommen unter Berücksichtigung 
eines Gewichtungsschlüssels (Äquivalenzskala) geteilt. 

Die Äquivalenzskala weist dabei der ersten erwachsenen 
Person stets das Gewicht 1 zu. Weitere Erwachsene und 
Kinder ab 14 Jahren erhalten das Gewicht 0,5, Kinder 
unter 14 Jahren das Gewicht 0,3.

Ein Beispiel: Eine Familie mit zwei Erwachsenen und zwei 
Kindern unter 14 Jahren hat nach der Äquivalenzskala 
das Gesamtgewicht 2,1 (1 plus 0,5 plus 0,3 plus 0,3). 
Zur Berechnung des Äquivalenzeinkommens muss das ver-
fügbare Haushaltseinkommen demnach durch 2,1 – und 
nicht durch die Anzahl der Personen – geteilt werden. Bei 
einem verfügbaren Haushaltseinkommen von beispiels-
weise 2.100 Euro hat jedes der vier Haushaltsmitglieder 
ein Äquivalenzeinkommen von 1.000 Euro.

Um das mittlere Einkommen zu berechnen, wird der Median 
(Zentralwert) verwendet. Dabei werden hier alle Personen 
ihrem gewichteten Einkommen nach aufsteigend sortiert. 
Der Median ist der Einkommenswert derjenigen Person, die 
die Bevölkerung in genau zwei Hälften teilt. Das heißt, 
die eine Hälfte hat ein höheres, die andere ein niedrigeres 
gewichtetes Einkommen. 60 Prozent dieses Medianwertes 
stellen die Armutsgefährdungsgrenze dar.

Quelle: www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-fakten/so-
ziale-situation-in-deutschland/61785/armutsgefaehrdung
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fährdungsquote der Personen mit niedrigem Bildungsstand 
bei 29,8 Prozent. Der Zusammenhang zwischen niedrigem 
Bildungsstand und hohem Armutsrisiko wurde bisher in allen 
Erhebungsjahren festgestellt.

Ursachen und Folgen von Armut
Es ist schwierig, trennscharf zwischen den Ursachen, Symp
tomen und Folgen von materieller Armut zu unterscheiden. 
Manche Theorien erkennen den Grund für Armut in der ge-
sellschaftlichen Struktur (z. B. Oscar Lewis, Karl Marx) bzw. 
der Diskriminierung bestimmter Klassen (z. B. Pierre Bour-
dieu). Individualistische Theorien fokussieren hingegen auf 
bestimmte Defizite der Armen selbst (z. B. Charles Darwin, 
Charles Murray). Vor allem die beiden letztgenannten Au-
toren wurden jedoch vielfältig kritisiert und zum Teil auch 
bereits empirisch widerlegt.

Fakt ist: Armut kann mitunter schwerwiegende und viel-
schichtige Konsequenzen nach sich ziehen, und häufig be-
steht zwischen den Faktoren eine gegenseitige Abhängig-
keit. Zu den typischen Folgen wirtschaftlicher Armut werden 
meist gezählt:

	 Mangel an Kaufkraft: Viele Güter sind unerschwinglich 
bzw. nur in niedriger Qualität zugänglich (z. B. Konsum-
güter, Essen, Wohnverhältnisse).

	 Einschränkung der Entwicklung und Lebenserwartung: 
Armut kann zu schlechter Gesundheitsvorsorge und man-
gelhafter Ernährung führen, was sich wiederum negativ 
auf die körperliche und geistige, motorische und sozial
emotionale Entwicklung auswirken kann. 

	 Bildungsbenachteiligung: schlechterer Zugang zu Bil-
dungsangeboten (z. B. aus Unkenntnis, aber auch aus 
Kostengründen).

	 sozialkulturelle Armut: erschwerter Zugang zu Literatur, 
Theater, Musik oder zu spezifischen Werten sowie zum 
gesellschaftlichen Leben begüterter Schichten.

Zudem finden sich jenseits des Materiellen noch weitere Aus-
formungen und Folgen von Armut, beispielsweise seelische 
oder emotionale Armut, etwa aufgrund unzureichender kom-
munikativer, emotionaler und erzieherischer Mittel der Er-
ziehungsberechtigten. Dadurch können Kinder ihr ganzes 
Leben lang benachteiligt werden und Menschen in sozialer, 
emotionaler, beruflicher und damit auch in materieller Hin-
sicht strukturell ausgegrenzt bleiben.

Was bereits auf der individuellen Ebene problematisch für 
jeden von Armut Betroffenen ist, zeitigt auch fatale ge-
sellschaftliche Folgen, gerade wenn sich die Schere zwi-
schen Arm und Reich weiter öffnet. Global wie innerge-
sellschaftlich – dauerhafte materielle Ungleichheit kann 
erhebliche negative soziale Folgen haben, vor allem wenn 
die Chancen in einer Gesellschaft ungleich verteilt sind. 
Steigen beispielsweise die Einkommen der wohlhabenden 
Bevölkerungsteile schneller als die Einkommen aller ande-
ren Gesellschaftsmitglieder, wächst mittelfristig auch die 
Wirtschaft langsamer. Diesen Zusammenhang haben Öko-
nomen des Internationalen Währungsfonds (IWF) in einer 
Studie (Causes and Consequences of Income Inequality, 
2015) bestätigt. Demnach seien die Armen und die Mit-
telschicht am wichtigsten für das Wachstum; sie seien der 
Wachstumsmotor. Haben diese mehr Geld zur Verfügung, 
steige das Bruttoinlandsprodukt (BIP), haben die Reichen 
mehr Geld, sinke es sogar.

Wie lässt sich Armut bekämpfen?
Wie sich relative Armut bzw. das Armutsrisiko wirkungsvoll 
bekämpfen lassen, darüber bestehen nicht nur in Deutsch-
land unterschiedliche Vorstellungen. Die einen versuchen, 
die mitunter recht komplexen Ursachen von Armut zu be-
kämpfen (z. B. durch Bildungspolitik), andere therapieren 
lediglich die Symptome (z. B. durch Sozialversicherungen 
oder Sozialhilfe). In Europa setzte sich im Zuge der Indus-
trialisierung die Auffassung durch, dass die Kompensation 
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der negativen Folgen des technischen Fortschritts eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe sei, weshalb sich in ganz 
Westeuropa Wohlfahrtsstaaten ausbildeten – wenngleich 
deren Ausgestaltung bis heute von Land zu Land variiert. 
So bildete die Armutsbekämpfung in vielen Staaten den 
Ausgangspunkt moderner Sozialpolitik.

Bei vielen sozial-, bildungs- und wirtschaftspolitischen Vor-
schlägen herrscht zunächst – zumindest auf der abstrakten 
Ebene – innerhalb der deutschen Bevölkerung größtenteils 
Konsens, gerade wenn es sich um die allgemeine Verbes-
serung des Bildungs- und Ausbildungssystems oder aber 
um die Innovationsfähigkeit der Gesellschaft handelt. Doch 
bereits hier zeigen sich erste Konflikte, wenn es um konkrete 
Maßnahmen geht bzw. wenn konkret entschieden werden 
muss, wie das Geld zum Beispiel innerhalb des Bildungs-
systems verteilt werden soll – für die Bezahlung des Kin-
dergartenpersonals, die Verlängerung der Betreuungszeiten, 
die Ausstattung der Klassenzimmer oder für die finanzielle 
Besserstellung von Hochschulen. Zu den weiteren sozialpo-
litischen Streitfällen gehört auch die Forderung nach einer 
Angleichung von Gehältern durch die Begrenzung sogenann-
ter »Managergehälter«, die Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns bzw. die gerechte Besteuerung verschiedener 
Einkommensarten, die Höhe und Bezugsdauer des Arbeits-
losengeldes, gebührenfreie öffentliche Bildung von der 
Kindertagesstätte bis zur Universität oder die Einführung 
eines bedingungslosen Grundeinkommens. Das vorliegende 
Themenheft stellt eine Reihe dieser Vorschläge vor. Die 
Konzepte sind vielfältig, die Kritik an jedem einzelnen auch. 
Grund genug, sich auch in der Schule intensiver damit zu 
beschäftigen.

Zur Konzeption dieses Heftes
Im Mittelpunkt des vorliegenden Themenheftes stehen fol-
gende Leitfragen:
	Ab wann spricht man überhaupt von Armut in Deutschland 

(Baustein A)?
	Wer ist von Armut betroffen und warum (Baustein B)?
	Welche Folgen kann Armut haben (Baustein C)?
	Welche Lösungsmöglichkeiten zur Armutsbekämpfung gibt 

es? Ist Deutschland »arm dran«, weil Armut hierzulande 
nicht effektiv bekämpft wird (Baustein D)?

Methodisch liefert das Modell zur Problemanalyse (vgl. S. 7) 
einen analytischen Rahmen, um sich mit dem Thema Armut 
in Deutschland zu beschäftigen. Die hier vorgestellten Leit-
fragen orientieren sich an diesem analytischen Werkzeug. In 
Baustein A soll als Einstieg zunächst geklärt werden, was 
überhaupt unter »Armut« zu verstehen ist. Anknüpfend an 
die Erfahrungswelt der Schülerinnen und Schüler wird hier 
ein subjektiver Zugang zum Thema Armut in Deutschland 
ermöglicht. 

In Baustein B beschäftigen sich die Schülerinnen und Schü-
ler mit der Frage, wer in Deutschland von Armut betroffen 
ist und welche Ursachen Armut haben kann. Dabei lernen sie 
offizielle Definitionen von Armut und verschiedene Sichtwei-
sen auf Armut in Deutschland kennen. 

Mit den Materialien in Baustein C gehen die Schülerinnen 
und Schüler der Leitfrage nach, inwiefern Armut ein gesell-
schaftliches Problem werden kann. Dazu werden mögliche 
individuelle, politische und wirtschaftliche Folgen erörtert. 
Ebenfalls soll die Rolle des Staates bei der Armutsbekämp-
fung diskutiert werden. 

Daran anschließend können mit den Materialien aus Bau-
stein D Lösungsvorschläge zur Armutsbekämpfung disku-
tiert und beurteilt werden. 

   BAUSTEIN A

WAS BEDEUTET ARMUT?

Der Begriff Armut beinhaltet verschiedene Kategorien und 
Deutungen. Was ist überhaupt Armut und was nicht? Was 
»arm sein« bedeutet und ab wann jemand »arm« ist, wird 
in verschiedenen Regionen der Erde und auch individuell 
höchst unterschiedlich wahrgenommen. Die Materialien in 
Baustein A sollen dafür sensibilisieren, dass Armut nicht 
gleich Armut ist. Baustein A gibt damit einen allgemeinen 
Überblick über die Bedeutung von Armut in Deutschland und 
eignet sich als Einstieg in die Thematik.

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Der Fragebogen A 1 knüpft über konkrete Alltagsbeispiele 
an die Erfahrungswelt der Schülerinnen und Schüler an. Ein 
gegenseitiger Vergleich der Ergebnisse wird zeigen, dass 
jeder unter »arm sein« etwas anderes versteht. Der Fra-
gebogen schafft auch einen Zugang zu den verschiedenen 
Dimensionen von Armut. Die Beispiele verdeutlichen den 
Unterschied zwischen materieller, sozialer und kultureller 
Armut. Anschließend fassen die Schülerinnen und Schüler 
in einem kurzen Lexikonbeitrag ihre persönliche Auffassung 
von Armut zusammen.

Das Vier-Ecken-Spiel A 2 konkretisiert die Bedeutung von 
Armut in Deutschland und leitet zu einem ersten spontanen 
Urteil über: Sollte man im reichen Deutschland überhaupt 
von Armut sprechen? Hängen hierzulande die individuellen 
Lebenschancen davon ab, ob man in Armut aufwächst? Es 
bietet sich an, im Verlauf der Unterrichtseinheit auf die 
individuelle Positionierung zurückzugreifen. So lässt sich re-
flektieren, wie sich die Positionen möglicherweise verändern 
und die Begründungen differenziert werden. Die Karikatur 
A 3 bietet einen alternativen Einstieg in die Thematik und 
lenkt den Blick auf Armut im Wohlfahrtsstaat: Wird das Pro-
blem von Armut in Deutschland unterschätzt?
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   BAUSTEIN B

WER IST ARM UND WARUM?

Nachdem die individuelle Sicht auf Armut diskutiert 
wurde, werden in Baustein B offizielle Definitionen von 
Armut vorgestellt, um aufzuzeigen, wer in Deutschland  
als arm bzw. als armutsgefährdet gilt. Dabei sollen sich  
die Schülerinnen und Schüler auch mit der Frage beschäf-
tigen, welche Ursachen Armut haben kann. Am Ende des 
Bausteins kann vor diesem Hintergrund eine Debatte ge-
führt werden, ob Armut in Deutschland stärker bekämpft 
werden sollte.

Armut in Deutschland lässt sich nach verschiedenen Kri-
terien fassen. Grundsätzlich kann zwischen einer quanti-
tativen und einer qualitativen Herangehensweise unter-
schieden werden. Während hierzulande kaum ein Mensch 
in absoluter Armut, also von weniger als 1,90 US-Dollar 
am Tag, leben muss (allenfalls im Fall von Obdachlosig-
keit), spielt die relative Armut eine wesentlich größere 
Rolle. Ein Mangel äußert sich in Bereichen wie Bildung, 
Wohnen, Gesundheit, kulturellen Aktivitäten und sozialen 
Netzwerken. Trotz positiver wirtschaftlicher Entwicklung ist 
die Armutsgefährdungsquote in Deutschland zwischen den 
Jahren 2008 und 2015 von 15,2 auf 16,7 Prozent gestie-
gen (Statistisches Bundesamt, Leben in Europa, EU-SILC, 

2015). Damit sind rund 13,4 Millionen Menschen oder etwa 
jeder sechste Deutsche von relativer Einkommensarmut be-
droht. Arbeitslose sind zu 69 Prozent, Personen in Haushal-
ten von Alleinerziehenden mit rund 34 Prozent besonders 
armutsgefährdet. Für Baden-Württemberg (Erster Armuts- 
und Reichtumsbericht Baden-Württemberg, 2016) bestand 
2012 für 1,6 Millionen Menschen im Land ein Armutsrisiko 
(14,7 % gemessen am Landesmedian). 

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Ein Einstieg kann über das Zitat B 1 von Ulrich Schneider 
vom Paritätischen Wohlfahrtsverband erfolgen. Schneider 
betont, dass Armut in einem wirtschaftlich reichen Land 
wie Deutschland ein zentraler Handlungsgegenstand von 
Politik sein sollte. Dem Zitat von Ulrich Schneider wird  
eine fast provokativ zu wertende Aussage eines Journa-
listen gegenübergestellt (vgl. auch B 3). Voraussetzung 
für die Auseinandersetzung mit beiden Aussagen ist ein 
gemeinsames Verständnis dessen, was als Armut bezeichnet 
wird. 

In B 2 analysieren die Schülerinnen und Schüler verschie-
dene Definitionen und dazu passende quantitative und qua-
litative Indikatoren zur Messung von Armut. Der Vergleich 
zwischen diesen offiziellen Definitionen und der eigenen 
Auffassung von Armut (vgl. A 1) deutet bereits die Grenzen 

Modell zur Problemanalyse

Wie ist das Problem 
entstanden?

© Idee nach: Kai Metzger / Stefanie Pommée: Wertekonflikte in der Politik. Eine Frage des Gewissens?, in: Politik betrifft uns, Heft 1/2012. 
© Gestaltung: 8421medien.de

Wessen Interessen 
werden durch das Problem 
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Lösungsvorschläge, …

… die Ursachen bearbeiten. … die Folgen bearbeiten.
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solcher Definitionen an. Das vorgestellte Konzept der »ge-
fühlten Armut« knüpft an das subjektive Erleben von Armut 
an und dient als Vertiefung. Der Text B 3 wirft die Frage 
auf, ob man in Deutschland tatsächlich von Armut sprechen 
kann und verweist auf statistische Effekte, die die gängigen 
Armutsdefinitionen in Frage stellen. Der Autor lenkt den 
Blick weg von der Armutsdebatte und hin zu einer Debatte 
über die gestiegene soziale Ungleichheit durch höhere Ein-
kommen und Vermögen. Leistung sei demnach kein Garant 
mehr für Wohlstand. 

Mithilfe der Tabelle B 4 analysieren die Schülerinnen und 
Schüler, welche Bevölkerungsgruppen in Deutschland be-
sonders armutsgefährdet sind. Dabei überlegen sich die 
Schülerinnen und Schüler mögliche Ursachen, die diese Men-
schen in Armut bringen (vgl. Lösungsvorschlag zu B 4). Die 
anschließenden Fallbeispiele von B 5 konkretisieren diese 
Ursachen von Armut. Die Schülerinnen und Schüler ordnen 
jedem Fallbeispiel eine passende Bevölkerungsgruppe in der 
Tabelle B 4 zu. Dies ermöglicht ein vernetztes Denken und 
macht die starren Zahlen alltagsnah und lebendig. B 6 gibt 
einen Überblick, wie viele Personen welche Transferleistung 
zur sozialen Mindestsicherung in Deutschland erhalten. Die 
Übersicht zeigt auch, dass der Staat vorrangig finanzielle 
Mittel nutzt, um Armut zu begegnen.

Im Anschluss an das erarbeitete Grundlagenwissen zu Armut 
in Deutschland erfolgt eine Polit-Talkshow zu der Frage: 
»Sollte im Sozialstaat Deutschland Armut stärker bekämpft 
werden?« Bei der Kontroverse geht es darum, eine Balance 
zu finden zwischen jenen, die Hilfe erhalten, und denen, 
die mit ihren Steuern die Hilfe ermöglichen. Zu jeder Rolle 
aus B 7 finden sich in zusätzlichen Materialien im Internet 
(www.politikundunterricht.de/2_17/armut.htm) passende 
Texte, die auf die jeweilige Rolle bei der Polit-Talkshow 
vorbereiten. In einem ersten Schritt überprüfen die Schü-
lergruppen mithilfe der Tabelle B 4, wie wahrscheinlich 
ihre Rollenperson armutsgefährdet und in ihren Verwirkli-
chungschancen eingeschränkt sein könnte. Die (kinderlose) 
»Doppelverdienerin« und der »Unternehmer« betrachten 
eine höhere Steuerlast als ungerecht bis unverantwort-
lich und die Ungleichverteilung von Ressourcen als Motor 
der Leistungsgesellschaft. Sie betonen zudem, dass die 
in Deutschland geführte Debatte über Armut auf missver-
ständlichen Indikatoren beruhe. Die »Wirtschaftsexpertin« 
bringt die Schaffung von mehr Anreizen zur Beschäftigung 
und eine Begrenzung der Bezugsdauer von Hartz IV in die 
Diskussion ein. Der »Arbeitssuchende« hingegen erachtet 
eine Erhöhung des Hartz-IV-Satzes als notwendig, um sein 
Grundrecht auf ein Mindestmaß an (kultureller) Teilhabe zu 
sichern und nicht länger aufgrund von Armut diskriminiert 
und stigmatisiert zu werden. Auch die »Alleinerziehende« 
sieht ihre Teilhabemöglichkeiten stark eingeschränkt und 
erhofft sich mehr Unterstützung angesichts des anstren-
genden Spagats zwischen familiären und beruflichen Anfor-
derungen, um der Armutsfalle zu entkommen. Der »Mitar-
beiter des Jugendamts« beklagt die zunehmende Kinderar-
mut und setzt auf mehr Bildungsangebote. Die »Rentnerin« 
hat in ihrem Leben wenig in die Rentenkasse eingezahlt, 

weil sie sich hauptsächlich um die Kindererziehung ge-
kümmert hatte. Sie fürchtet sich nun vor Altersarmut. Der 
»Moderator« leitet die Polit-Talkshow, in der aus jeder 
Rollengruppe ein/-e Redner/-in vertreten ist.

Die unterschiedlichen Erkenntnisse und Sichtweisen auf 
Armut in Deutschland werden so zusammengeführt, ein Per-
spektivenwechsel ermöglicht und eine Urteilsbildung ange-
bahnt. In einer kurzen Reflexionsphase soll erfragt werden, 
wie sich die Jugendlichen in ihrer Rolle gefühlt haben und 
welche Teilnehmer die überzeugendsten Argumente hatten. 
Anschließend verfasst jede und jeder – nun außerhalb der 
Rollenperspektive – als Reaktion auf die Aussage von Ulrich 
Schneider in B 1 eine kurze Stellungnahme (als Tweet) zur 
Leitfrage, ob Armut in Deutschland stärker bekämpft werden 
sollte.

 
   BAUSTEIN C

ARMUT – EIN GESELLSCHAFTLICHES PROBLEM?

Neben einer ansteigenden Armutsgefährdungsquote ist vor 
allem auch eine größer werdende soziale Ungleichheit in 
Deutschland auszumachen. Das heißt, dass es immer mehr 
Menschen gibt, die in Armut leben. Gleichzeitig nimmt aber 
auch die Zahl der wohlhabenden Menschen zu. Diese Un-
gleichheit lässt sich besonders beim Einkommen und beim 
Vermögen der Deutschen beobachten. 

Eine wachsende soziale Ungleichheit in einer Gesellschaft 
wirft mehrere Fragen auf. Erstens: Wie viel Ungleich-
heit wird von einer Gesellschaft toleriert und akzeptiert? 
Welche Verteilung von materiellen Gütern wird dabei als 
gerecht empfunden? Zweitens: Welche Auswirkungen hat 
eine wachsende soziale Ungleichheit? Welche individuellen, 
politischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Folgen 
kann Armut haben? Kann Armut zu einem gesamtgesell-
schaftlichen Problem werden? Und gefährdet eine wach-
sende soziale Ungleichheit unsere Demokratie? Davon aus-
gehend stellt sich drittens die Frage, in welcher Hinsicht 
Handlungsbedarf besteht. In welchen Bereichen steht die 
Politik in der Pflicht, Lösungsmöglichkeiten zu finden? Um 
auf diese Fragen Antworten zu finden, beschäftigt sich 
Baustein C mit den Folgen von Armut – Folgen für den Ein-
zelnen, der von Armut betroffen ist, aber auch politische, 
wirtschaftliche und gesamtgesellschaftliche Auswirkungen 
von Armut sollen von den Schülerinnen und Schülern er-
arbeitet werden. 

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Bei der »Karika-Tour« C 1 werden die Karikaturen an den 
Wänden im Klassenzimmer aufgehängt. Die Schülerinnen 
und Schüler teilen sich in vier gleich starke Gruppen auf 
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(Anzahl der Gruppen = Anzahl der verwendeten Karika-
turen), schauen sich in den Kleingruppen die Karikaturen 
an und überlegen sich, auf welches Problem jeweils auf-
merksam gemacht wird. Nach diesem Rundgang wird jeder 
Gruppe eine Karikatur zugewiesen, die sie nach den vorge-
gebenen Leitfragen analysiert. Daran anschließend finden 
sich die Schüler/-innen in Gruppen ein, in denen aus jeder 
Karikaturgruppe mindestens ein/-e Vertreter/-in ist. In 
einem erneuten Rundgang stellen sich die Schülerinnen 
und Schüler die Karikaturen dann gegenseitig vor. Die Ka-
rikaturen C 1 thematisieren unterschiedliche Probleme von 
Armut in Deutschland. Mit der »Karika-Tour« kann somit ein 
umfassender problemorientierter Einstieg in die Thematik 
erfolgen. Die Schüler/-innen können unterschiedliche Pro-
blemfelder von Armut aufzeigen, die daran anschließend 
bearbeitet werden.

Mit den Materialien C 2 und C 3 kann erarbeitet werden, dass 
auch in Deutschland eine wachsende soziale Ungleichheit 
hinsichtlich der Einkommen und der damit zusammenhän-
genden Vermögenskonzentration zu beobachten ist. C 4 
veranschaulicht die Vermögensungleichheit in Deutschland. 
Die Schülerinnen und Schüler sollen sich überlegen, welche 
Verteilung sie selbst für gerecht halten würden und wie viel 
soziale Ungleichheit eine Gesellschaft verträgt. Für eine 
Vertiefung bietet sich das Zitat in C 5 an, das die Verer-
bung von Vermögen thematisiert. Die Positionslinie kann 
hierfür auch imaginär durchs Klassenzimmer verlaufen. Mit 
Umstehenden tauschen sich die Schülerinnen und Schüler 
kurz über ihre eigene Positionierung aus. Zur Begründung 
kann zusätzlich der Auszug aus dem Grundgesetz in C 10 
herangezogen werden.

Die Materialien C 6 und C 7 beschäftigen sich mit den 
verschiedenen Folgen von Armut. Dabei werden individu-
elle, politische und ökonomische Folgen unterschieden. 

Für das Fließschema (vgl. Arbeitsanregung C 6) kann den 
Schülerinnen und Schülern die grobe Struktur, wie sie hier  
(vgl. S. 10) vorgeschlagen wird, auch vorgegeben werden. 
Bei der Diskussion, ob die Armutsdebatte in Deutschland 
gerechtfertigt oder »gefährlich« ist (vgl. Text 5), können 
folgende Leitfragen ergänzend angeführt werden:

	 Inwiefern ist es sinnvoll, über Armut zu diskutieren?
	Werden die Menschen erst durch eine Armutsdebatte un-

zufrieden, weil sie merken, dass sie viel weniger haben als 
andere?

	 Ist es sinnvoll, wenn die Politik Menschen als relativ arm 
bezeichnet, auch wenn diese sich nicht arm fühlen (vgl. 
Baustein B: relative Armut und gefühlte Armut)?

Lösungsvorschlag zu C 5:
Ist es gerecht, dass Eltern Vermögen an ihre 

Kinder weitergeben, auch wenn diese dann im 
Leben bessere Chancen haben?

Einerseits haben Eltern das Recht, mit ihrem Eigentum 
zu tun, was sie möchten. Wenn sie für ihre Kinder 
vorsorgen wollen, dürfen sie ihr Vermögen an ihre 
Kinder weitergeben. In der sozialen Marktwirtschaft 
werden das Eigentum und das Erbrecht gewährleistet, 
daher ist es legal, das eigene Vermögen den Kindern 
zu vermachen (vgl. GG Art. 14, 1). Andererseits stehen 
den Kindern von nicht vermögenden Eltern nicht die 
gleichen Möglichkeiten im Leben offen. Eine Vermö-
genskonzentration in einer Gesellschaft führt daher 
zu einer größeren sozialen Ungleichheit, zu weniger 
Chancengerechtigkeit für den nicht wohlhabenden Teil 
der Bevölkerung und eventuell zu gesellschaftlichen 
Spannungen.

Lösungsvorschlag zu C 8: 
Mögliche Folgen von sozialer Ungleichheit

Individuelle Folgen	  Einkommensverluste (Freiheit zugunsten weniger geht zulasten der Freiheit vieler)
 geringere Bildungschancen (weniger Chancengerechtigkeit)
 geringere gesellschaftliche Teilhabe und soziale Isolation
 höheres Erkrankungsrisiko

Politische Folgen	  Kosten durch staatliche Transferleistungen
 weniger Steuereinnahmen bei geringerer Beschäftigung
 eine ungleiche Verteilung von materiellen Ressourcen führt zu ungleichen Einfluss-

chancen und zu einer ungleichen Verteilung von Freiheit (Prinzip der Gleichheit in 
einer Demokratie ist gefährdet)

 weniger Teilhabechancen untergraben Demokratie

Wirtschaftliche Folgen	  geringere Beschäftigung (weniger Wachstum)
 geringere Kaufkraft (weniger Wachstum)

Gesellschaftliche Folgen	  Spaltung der Gesellschaft
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Lösungsvorschlag zu C 6:
Fließschema zu den Zusammenhängen zwischen möglichen Folgen von Armut 

Menschen in Armut

höheres Risiko für 
psychosoziale Belastung

und ungesunden Lebensstil

höheres 
Erkrankungsrisiko

geringere 
Lebenserwartung

individuelle Folgen

geringere 
Bildungschancen

weniger
Einkommen

Verlust 
von sozialem Ansehen

Rückzug

ungenutztes wirtschaftliches 
Potenzial

geringeres
Volkseinkommen

weniger gesellschaftliches 
Engagement und Akzeptanz

gesamtgesellschaftliche Folgen

weniger Steuereinnahmen 
für den Staat

staatliche Transferleistungen
(Ausgaben für den Staat)

fiskalische Kosten

© Gestaltung: 8421medien.de

Bestellung: 6.50 Euro zzgl. Versand, Bestellung ausschließlich im Webshop 
der Landeszentrale für politische Bildung: www.lpb-bw.de/shop
E-Book (kostenlos) unter www.lpb-bw.de/e-books.html

Schriften zur politischen Landeskunde Baden-Württembergs
Band 44, Autorin: Sylvia Schraut

Geschlechtergeschichte ist mehr als Frauengeschichte. Dieses Buch behandelt 
die Perspektive beider Geschlechter aufeinander und ihr Verhältnis zueinander. 
Es arbeitet Zuschreibungen und Bilder heraus, die wir uns von den Geschlech-
tern gemacht haben – und noch immer machen. Oft genug unhinterfragt, ist das 
Geschlechterverhältnis ein zentrales Merkmal unserer gesellschaftlichen Ordnung. 
Welche Rolle haben Frauen und Männer im deutschen Südwesten gespielt? 
Welche Handlungsspielräume wurden ihnen zugewiesen und wie haben sich die 
Bilder von „Frau und Mann, Mann und Frau“ im Lauf der Geschichte gewandelt?
Das Buch schlägt den Bogen von der Französischen Revolution bis in die jüngste 
Zeitgeschichte.

Frau und Mann, Mann und Frau
Eine Geschlechtergeschichte des deutschen Südwestens 1789–1980
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Frau und Mann, Mann und FrauFrau und Mann, Mann und Frau

Geschlechtergeschichte ist mehr als Frauengeschichte.
Dieses Buch behandelt die Perspektive beider Geschlechter
aufeinander und ihr Verhältnis zueinander. Es arbeitet
Zuschreibungen und Bilder heraus, die wir uns von den
Geschlechtern gemacht haben – und noch immer machen.
Oft genug unhinterfragt, ist das Geschlechterverhältnis
ein zentrales Merkmal unserer gesellschaftlichen
Ordnung. Welche Rolle haben Frauen und Männer im
deutschen Südwesten gespielt? Welche Handlungsspiel-
räume wurden ihnen zugewiesen und wie haben sich 
die Bilder von „Frau und Mann, Mann und Frau“ im Lauf
der Geschichte gewandelt? 
Dieses Buch schlägt den Bogen von der Französischen
Revolution bis in die jüngste Zeitgeschichte. Die Autorin
verschränkt Landesgeschichte mit Geschlechtergeschichte
und sucht auf informative und unterhaltsame Weise
Antworten auf Fragen, die jede und jeden bewegen.

Die Autorin:
Prof. Dr. Sylvia Schraut, geb. 1954, ist apl. Professorin
am Historischen Institut der Universität Mannheim. 
Sie vertritt die Professur für Deutsche und Europäische
Geschichte im 19. und 20. Jahrhundert an der Univer-
sität der Bundeswehr München.

21000442016

Frau und Mann,
Mann und Frau
Frau und Mann,
Mann und Frau
Eine Geschlechtergeschichte 
des deutschen Südwestens 1789–1980

Eine Geschlechtergeschichte 
des deutschen Südwestens 1789–1980

Sylvia SchrautSylvia Schraut

bBA15015Schraut_RZ  13.10.15  16:05  Seite 1
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Baustein C, D

Der Text C 7 legt dar, wie eine ungleiche Verteilung von 
materiellen Ressourcen Auswirkungen auf die Freiheit des 
Einzelnen sowie auf das demokratische System im Ganzen 
haben kann. Alternativ zum Fließschema C 6 können mit der 
Tabelle C 8 individuelle, politische, wirtschaftliche sowie ge-
sellschaftliche Folgen von sozialer Ungleichheit und Armut 
zusammengefasst werden.

Im Text C 9 wird nun eine Gegenposition in der Armutsde-
batte bezogen. Der Autor argumentiert, dass mehr Reiche 
dem Land durchaus guttun würden. Ausgehend von den 
bisherigen Materialien kann schließlich die Frage kontrovers 
diskutiert werden, ob Ungleichheit ein gesellschaftliches 
Problem ist.

Warum bekämpft der Staat Armut überhaupt (C 11)? Neben 
einer gesetzlichen Verpflichtung (vgl. C 10) kann der Staat 
auch aus einer moralischen Verantwortung heraus oder 
wegen wirtschaftlichen, politischen oder gesellschaftlichen 
Interessen Armut bekämpfen.

   BAUSTEIN D

WAS TUN GEGEN ARMUT?

Muss Armut sein? Warum ist es nicht möglich, in einer 
Gesellschaft zu leben, in der Reichtum so verteilt ist, dass 
Teilhabe für jeden möglich ist, weil er nicht außerhalb der 
Gesellschaft steht und weil er sich nicht abgehängt fühlt 
vom Rest der Gesellschaft? In Baustein D soll erörtert 

werden, welche Ideen es für eine gerechtere Gesellschaft 
gibt und welche politischen Möglichkeiten dabei ausge-
schöpft werden können. Um Lösungsmöglichkeiten zu ana-
lysieren, muss geprüft werden, ob die Vorschläge an den 
Ursachen von Armut ansetzen, oder ob sie nur die Folgen 
von Armut bekämpfen. Im nächsten Schritt können dann die 
Lösungsvorschläge bewertet werden. Was soll gegen Armut 
getan werden?

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE 

Auf Armut kann in unterschiedlicher Weise reagiert werden. 
Neben den politischen Akteuren sind auch gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Institutionen handlungsfähig. Aber 
auch jeder Einzelne in einer Gesellschaft kann etwas tun. 
Ausgehend von dem, was einem selbst zur Verfügung steht, 
kann aus materieller Sicht, aber auch aus ganz praktischer 
Sicht (z. B. in Form von ehrenamtlichem Engagement bei der 
»Tafel«) auf Bedürftigkeit im gesellschaftlichen Umfeld rea-
giert werden. Mithilfe der Tabelle D 1 sollen sich die Schüle-
rinnen und Schüler Beispiele überlegen, wie politische und 
gesellschaftliche Akteure auf Armut reagieren und welchen 
Beitrag sie selbst leisten können. 

Das Schaubild D 2 veranschaulicht die Sozialausgaben des 
Bundes am Gesamthaushalt im Jahr 2015. Ausgehend von 
der prozentualen Differenzierung der Sozialausgaben sollen 
sich die Schülerinnen und Schüler passende Beispiele für 
Sozialleistungen überlegen und diskutieren, in welchen Be-
reichen die Ausgaben für sozialen Schutz erhöht werden 
sollten. Rente, Kindergeld, Krankengeld, Arbeitslosengeld II 
sowie Sozialhilfe können hier diskutiert werden. 

Lösungsvorschlag zu C 11: 
Warum bekämpft der Staat Armut?

Der Staat bekämpft Armut aufgrund ...	 Begründung

... einer gesetzlichen Verpflichtung.	 	 vgl. Sozialstaatsgebot

... einer moralischen Verantwortung.	 	 vgl. Sozialstaatsgebot (der Staat soll sich um die Schwachen
		  kümmern)
	 	 Freiheit und Würde aller schützen

... eines gesellschaftlichen Interesses.	 	Spaltung der Gesellschaft vermeiden

... eines politischen Interesses.	 	weniger Armut bedeutet höhere wirtschaftliche Leistung und damit
		  steigende Wahlchancen
	 	weniger Altersarmut bedeutet höhere Wahlchancen bei Rentnern

... eines wirtschaftlichen Interesses.	 	weniger Armut bedeutet mehr Gestaltungsspielraum im Staats-
		  haushalt, da weniger Transferleistungen erbracht werden müssen  
		  und gleichzeitig mehr Steuereinnahmen zur Verfügung stehen 
	 	geringere Bildungs- und Aufstiegschancen hemmen die produktiven
		  Kräfte und damit die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
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Baustein D

Die Materialien D 3 bis D 9 liefern verschiedene politische 
Ansätze, um auf Armut zu reagieren. In D 3 werden Ansatz-
punkte zur Armutsbekämpfung in den Bereichen Arbeits-
markt-, Sozial- und Steuerpolitik sowie unterschiedliche 
Positionen der Parteien dazu vorgestellt, ohne dass hier die 
kompletten Programme der einzelnen Parteien abgebildet 
werden. Die Schülerinnen und Schüler ordnen den Ansätzen 
konkrete Lösungsvorschläge (z. B. Erhöhung des Spitzen-
steuersatzes) in einer Tabelle zu und begründen, welche 
aus ihrer Sicht Armut effizient und nachhaltig verhindern 
können. Alternativ können die Politikbereiche und Ansatz-
punkte sowie die Beispiele auch ausgeschnitten werden und 
auf einem Tisch zusammengepuzzelt werden, sodass das 
zusammenliegt, was zusammengehört. 

Die Materialien D 4 und D 5 beleuchten vertiefend die 
Möglichkeiten zur Bekämpfung von Kinderarmut und die 
Vor- und Nachteile einer Erbschaftssteuer, die Firmenerben 
nicht bevorzugt, sondern für alle gleichermaßen gilt. Das 
Raster D 6 trainiert die Urteilskompetenz der Schülerinnen 
und Schüler und fasst das Gelernte zusammen.

Die Idee des bedingungslosen Grundeinkommens (D 7 und 
D 8) bietet eine Alternative zum Modell des sozialen Si-
cherungssystems. Das Konzept hinterfragt auch, welchen 
Wert Arbeit in einer Gesellschaft noch hat, wenn immer 

seltener Armut durch eigene Leistung verhindert bzw. Ver-
mögen durch eigene Leistung geschaffen werden kann. Ein 
bedingungsloses Grundeinkommen kann somit als Reaktion 
auf die sich verändernde Arbeitswelt im Zuge der Digitalisie-
rung (Stichwort Industrie 4.0) gesehen werden. Ein weiterer 
(theoretischer) Ansatz stammt von Christian Felber (D 9), 
dessen These (»Gerechtigkeitsformel 20-10«) die Schüle-
rinnen und Schüler kontrovers diskutieren können. Da die 
soziale Ungleichheit immer größer wird, sollen Grenzen für 
die Ungleichheit festgelegt werden: Spitzenlöhne sollen 
nicht das Zwanzigfache des Mindestlohnes übersteigen und 
Privatvermögen sollen mit zehn Millionen Euro gedeckelt 
werden.

Lösungen zu D 3
Was tun gegen Armut und  
wachsende Ungleichheit?

Tabelle 1
Politikbereich: Steuerpolitik
Spitzensteuersatz erhöhen (Beispiel 3)
5 % Steuer auf alle Vermögen über 1 Million Euro 
(Beispiel 5)
große Erbschaften stärker besteuern (Beispiel 7)
Spitzensteuersatz erst ab 60.000 Euro (Beispiel 8)

Tabelle 2
Politikbereich: Arbeitsmarktpolitik
Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessern  
(Beispiel 2)
Mindestlohn auf 12 Euro anheben (Beispiel 10)
Teilzeitausbildung, Verhinderung von Lohndumping 
und Eindämmung von Leiharbeit usw. (Beispiel 1)

Tabelle 3
Politikbereich: Sozialpolitik
gebührenfreie Kitas (Beispiel 6)
Sozialversicherungsbeiträge prozentual nach Einkom-
men staffeln (Beispiel 4)
Stärkung der privaten Altersvorsorge (Beispiel 9)
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Baustein D

Lösungen zu D 6
Soll der Staat die Konzentration von Einkommen und Vermögen begrenzen?

Fragen, die sich dabei stellen Beantworten der Fragen bei der Urteilsbildung

Legalität	 Ist es mit dem aktuellen Recht 
(z. B. mit dem Grundgesetz) ver-
einbar, dass der Staat das Einkom-
men und Vermögen seiner Bürger 
begrenzt?

Effizienz	 Löst es die persönlichen Probleme 
der ärmeren Menschen? 
 
Löst die Auflösung der Konzentra-
tion von Vermögen und Einkom-
men das Problem der Armut in der 
Gesellschaft?

Legitimität	 Werden durch die Entscheidung 
alle Menschen gleich behandelt 
oder werden einige bevorzugt? 
 
Mit welchen moralischen Grund
überzeugungen (z. B. Freiheit,  
Gerechtigkeit, Würde des  
Menschen, Solidarität) ist die  
Entscheidung (nicht) vereinbar?

Verantwortbarkeit	 Ist die Entscheidung in Hinblick auf 
mögliche Folgen verantwortbar (z. B. 
Kosten-Nutzen-Relation, Wirtschaft-
lichkeit, Finanzierbarkeit, Umsetzung)?

Gesamturteil	 Teilargumente gegeneinander abwägen 
und ein persönliches Fazit ziehen.

Im Grundgesetz wird das Recht auf Eigentum und freie 
Kapitalanhäufung gewährleistet (vgl. Art. 14, 1), aller-
dings nur bis zu einem sozial erträglichen Maße (vgl. 
Sozialstaatsgebot Art. 14, 2; Art. 20, 1; Art. 28, 1). 
Daraus folgt, dass es legal ist, wenn der Staat das Ein-
kommen und Vermögen seiner Bürger beschneidet.

Wenn der Staat die Konzentration von Vermögen und 
Einkommen auflöst, um stärker von oben nach unten 
umzuverteilen, wird sich der Lebensstandard für weite 
Teile der Gesellschaft erhöhen, wodurch auch Kinder 
in armutsgefährdeten Bevölkerungsschichten besser 
versorgt werden können. Die persönlichen Armutspro-
bleme von ärmeren Menschen könnten damit gelöst 
werden.

Andererseits werden mit einer Umverteilung von oben 
nach unten nicht die Ursachen, sondern die Folgen 
von Armut bekämpft. Geringere Bildungs- und Auf-
stiegschancen sowie Niedriglöhne sind häufig für eine 
Armutsgefährdung verantwortlich. Eine zunehmende 
soziale Ungleichheit führt in Teilen der Gesellschaft 
zu dem Gefühl, abgehängt zu sein und von der Politik 
nicht gehört zu werden. Das kann zu Spannungen und 
Spaltungen innerhalb einer Gesellschaft führen. Effizi-
ent ist die Auflösung der Vermögens- und Einkommens-
konzentration daher nur bedingt. Vielmehr müssten 
sich Bildungs- und Aufstiegschancen verbessern, um 
gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen. Außerdem 
werden damit produktive Kräfte einer Volkswirtschaft 
besser genutzt, was wiederum förderlich für eine ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung ist.

Beschneidet der Staat Vermögen und Einkommen, han-
delt er aus einem solidarischen Interesse: Wer viel hat, 
soll viel geben; wer wenig hat, muss wenig geben.

Außerdem profitieren von der Konjunktur und vom 
wirtschaftlichen Aufschwung nicht alle gleichermaßen. 
Ärmere Bevölkerungsschichten sind vom wirtschaft-
lichen Aufschwung oft abgekoppelt, weil sie zum 
Beispiel gar nicht in den Arbeitsmarkt integriert sind. 
Mit der Beschneidung von Vermögen und Einkommen 
wird damit die Freiheit und Chancengerechtigkeit Ein-
zelner verbessert. Wenn eine beliebige Vermögens- und 
Einkommenskonzentration möglich ist, würden Reiche 
bevorzugt behandelt werden. Die Entscheidung, Vermö-
gen und Einkommen zu beschneiden, ist damit legitim.

Eine Beschneidung von Vermögen und Einkommen 
würde nicht zu einer Enteignung der Reichen führen. 
Außerdem müsste die wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit von Unternehmen nicht darunter leiden. Daher 
ist es verantwortbar, Vermögen und Einkommen zu 
beschneiden.

individuelle Schülerlösung
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A • Was bedeutet Armut?

A • Was bedeutet Armut?
Materialien A 1 – A 3

A 1 Armut bedeutet für mich ...

	Ordnet die Aussagen in der Tabelle den drei folgenden 
Dimensionen zu und begründet eure Zuordnungen: materi-
elle Armut, soziale Armut, kulturelle Armut.
	Gestaltet zu zweit einen kurzen Lexikoneintrag, in dem ihr 
»Armut« definiert.

	Was bedeutet für dich Armut? Kreuze für jedes Beispiel 
an, ob es sich deiner Meinung nach um Armut handelt oder 
nicht. Wie sicher bist du dir bei der Entscheidung?
	Begründe deine Entscheidungen gegenüber einem/-r 
Partner/-in. 
	Überlegt euch, welche Formen von Armut es gibt. In
wiefern hängen die verschiedenen Formen von Armut zu-
sammen?

trifft zu trifft nicht zu bin sicher bin unsicherArmut bedeutet für mich …

… keine warme Mahlzeit am Tag essen 
zu können.

… kein eigenes Kinderzimmer zu 
haben.

… sich nicht das neueste Smartphone 
leisten zu können.

… nur befristete oder schlecht ent-
lohnte Arbeit zu finden.

… sich nicht jeden Monat einen Kino- 
oder Theaterbesuch leisten zu können.

… keinen festen Schlafplatz zu haben.

… sich kein Auto leisten zu können.

… keine Markenklamotten kaufen zu 
können.

... keine sozialen Kontakte außerhalb 
der Schule bzw. der Arbeit zu haben.

… nicht wöchentlich mit Freunden  
gemeinsam ausgehen zu können.

… keinen Internetanschluss zu haben.

… nicht jedes Jahr in den Urlaub 
fahren zu können.

... keine Bioprodukte kaufen zu 
können.

… kein Zeitungsabonnement beziehen 
zu können.

http://LearningApps.org/
display?v=pro1nbqa517
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Rote Leiste

A • Was bedeutet Armut?

A 2 Vier-Ecken-Spiel

A 3 Armut in Deutschland

	Beschreibe und interpretiere die Karikatur (A 3). Welche 
Haltung oder Meinung hat der Zeichner zum Thema Armut? 
	 Formuliere weitere Fragen, die sich dir zu der Karikatur 
stellen.

	Hängt die vier Thesen (A 2) in den Ecken eures Klassen-
zimmers auf. Stellt euch in die Ecke der These, der ihr am 
meisten zustimmt. Sammelt gemeinsam Gründe für diese 
Position. Stellt diese anschließend eurer Klasse vor.

	Arbeitsanregungen zu A 2 und A 3
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Von wegen reiches Deutsch-
land: Viele Menschen in 
Deutschland können von 
ihrer Arbeit nicht leben und 
sind arm! 4

Wer in Armut aufwächst, 
hat später kaum eine 
Chance auf ein besseres 
Leben!

2Deutschland ist eines der 
reichsten Länder der Welt. 
Hier gibt es keine wirk-
liche Armut!

1

Wer sich wirklich an-
strengt, kann es auch zu 
etwas bringen!

3
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B • Wer ist arm und warum?

B • Wer ist arm und warum?
Materialien B 1 – B 7

B 1 Armut – ein Fall für die Politik?

dazu auch deine (Ur-)Großeltern oder ältere Bekannte 
befragen, die vielleicht selbst noch Armut erlebt haben.
	Welcher Aussage kannst du mehr zustimmen? Begründe 
deine Entscheidung.

	Was und wen kritisiert Ulrich Schneider? Formuliere die 
Kernaussagen des Zitats.
	Gibt es in Deutschland überhaupt Armut? Beziehe Stel-
lung zu der Aussage von Ferdinand Knauß.  Du kannst 

Arbeitsanregungen zu B 1

»Armut in Deutschland ist weniger ein  
wirtschaftliches Problem als vielmehr  

ein Resultat politischer Unterlassungen.  
Wir hätten die Möglichkeit, diese Armut zu bekämpfen.«

Ulrich Schneider, 
Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbands, 

Februar 2015

»Von Armut in Deutschland zu sprechen,  
ist eigentlich eine Verhöhnung der tatsächlichen,  
bitteren Armut in anderen Weltgegenden (...).«

Ferdinand Knauß, WirtschaftsWoche vom 24. September 2012
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	Neben dem Begriff der absoluten und der relativen 
Armut gibt es auch eine »gefühlte Armut«. Gefühlte 
Armut bedeutet: »Menschen fühlen sich aufgrund ihrer 
wirtschaftlichen Situation diskriminiert.« (Antje Lezius, 
CDU/CSU, am 27.01.2016 im Bundestag.) Welche Bei-
spiele fallen euch zu »gefühlter Armut« ein? Erklärt, wie 
man den Begriff der gefühlten Armut von relativer und 
absoluter Armut abgrenzen könnte.

	Erarbeitet in Gruppen, worin sich die Armutsdefiniti-
onen unterscheiden. Analysiert, welche Kriterien den je-
weiligen Definitionen zugrunde liegen.
	Vergleicht eure eigene Definition aus A 1 mit den hier 
vorgestellten Definitionen.
	Überlegt euch weitere Möglichkeiten, um Armut zu 
messen.
	Diskutiert in der Klasse: Gibt es absolute Armut auch in 
Deutschland? Begründet eure Meinung dazu. Wie könnte 
man Armut messen?

Arbeitsanregungen zu B 2

B 2 Arm ist, wer ...

... nach einer Definition des Rates der Europäischen Gemeinschaft über so geringe  
(materielle, kulturelle und soziale) Mittel verfügt, dass man von der Lebensweise ausgeschlossen  

ist, die in dem Mitgliedstaat, in dem man lebt, als Minimum annehmbar ist. Dies betrifft die gesamte  
Lebenssituation eines Menschen: von der Wohnsituation, Gesundheit und Bildung bis hin zu seinen  

Möglichkeiten, sich am kulturellen und politischen Leben zu beteiligen.  
Man spricht hier von relativer Armut.

... nach einer Definition der Bundesregierung ein Einkommen hat, das unter 60 Prozent des  
mittleren Einkommens (Medianeinkommen) liegt. Man spricht hier von einer Armutsgefährdung. 

Gemessen wir dabei die relative Einkommensarmut.  

... nach einer Definition der Weltbank täglich weniger als 1,90 US-Dollar zur  
Verfügung hat (kaufkraftbereinigt*). Von existenzieller Armut betroffen sind Menschen, die um  

ihr physisches Überleben kämpfen müssen, weil sie sich lebenswichtige Bedarfsgüter wie Nahrung  
und Trinkwasser nicht leisten können. Man spricht hier von absoluter Armut.

*1,90 US-Dollar wird in die Kaufkraft der jeweiligen Währung umgerechnet. Das heißt, wenn ich mir für 1,90 US-Dollar in den USA ein Sandwich kaufen  
kann, habe ich in dem jeweiligen Land genau so viel Geld, dass ich mir dort ein Sandwich kaufen kann. 

A b s o l u t e  A r m u t

Weltweit leben circa 702 Millionen Menschen am physi
schen Existenzminimum, das sind rund 9,6 Prozent der 
gesamten Weltbevölkerung (Stand 2015). Im Jahr 2012 lag 
der Wert mit 902 Millionen noch über 10 Prozent. Wie viele 

Menschen in Armut leben, ist auch immer davon abhängig, 
wo die Armutsgrenze festgesetzt ist; lange Zeit lag diese 
bei 1,25 US-Dollar.

E i n k o m m e n s a r m u t

Um Armut zu messen, wird das relative Einkommen he-
rangezogen. In Deutschland liegt die Armutsgefährdungs-
grenze bei einem Einpersonenhaushalt bei 1.033 Euro  

im Monat; bei einer vierköpfigen Familie bei 2.170 Euro 
(Stand 2016).
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B 3 Warum unsere Armen nicht arm sind 

	Nenne Gründe für die soziale Ungleichheit in Deutsch-
land.
	Arbeite aus dem Text heraus, warum soziale Unter-
schiede ein gesellschaftliches Problem werden können.

	 In Deutschland gilt als armutsgefährdet, wer weniger als 
60 Prozent des mittleren Einkommens zur Verfügung hat. 
Erkläre, was an dieser Definition kritisiert werden kann.
	Überlege, warum die Bundesregierung den relativen Ar-
mutsbegriff und nicht den absoluten Armutsbegriff wählt. 
Könnte Armut in Deutschland auch in absoluten Zahlen 
gemessen werden?

Arbeitsanregungen zu B 3

Was heißt überhaupt arm? Ein durchschnittlicher Deutscher 
des Jahres 1946 würde die Existenz eines Asylbewerbers 
oder eines Hartz-IV-Empfängers des Jahres 2012 sicher für 
alles andere als menschenunwürdig oder ärmlich halten. 
(...) Wer bis zu 60 Prozent [des mittleren Einkommens] 
hat, ist »armutsgefährdet«. (...) Wenn nun ein gütiger 
Spender gleichmäßig verteilt einen Geldsegen niedergehen 
lassen würde, dann würde das an der Zahl der Armen und 
Armutsgefährdeten überhaupt nichts ändern. Denn dann 
stiege ja auch das mittlere Einkommen der Deutschen (…). 
Diese statistische Armut verschlimmert sich nach dieser 
Methode sogar, wenn die Preise und die Einkommen am un-
teren Ende gleich bleiben, aber die Einkommen am oberen 
Ende steigen. Wenn also statt mittellosen Asylbewerbern 
alljährlich zehntausende Multimillionäre nach Deutschland 
einwanderten, würden die Einheimischen dadurch »ärmer« 
– zumindest in der Sicht der Bundes-Statistiker (...). 

Der Armutsbericht wird alle vier Jahre veröffentlicht und 
(…) bietet [Sozialpolitikern und Wohlfahrtsorganisationen] 
Gelegenheit und gute Argumente dafür, dass ihre Bemü-
hungen notwendig sind – und die finanziellen Ressourcen 
dafür erhöht werden sollten. Das stärkste Argument dafür 
ist Armut. Und die ist nach dem Bericht – mal wieder – ge-
wachsen. Nicht, weil mehr Menschen weniger Geld haben, 
sondern weil die Reichen deutlich reicher geworden sind. 
Gewachsen ist also nicht die Armut, sondern die soziale 
Ungleichheit.

Von Armut in Deutschland zu sprechen, ist eigentlich eine 
Verhöhnung der tatsächlichen, bitteren Armut in anderen 
Weltgegenden (...). Berichte über ausbeuterische Textilun-
ternehmen in Bangladesch bieten zum Beispiel einen kurzen, 
erschütternden Blick auf tatsächliche, bittere Armut. Wer 
wissen will, was echte Armut bedeutet, kann aber auch 
einen älteren Menschen fragen, der noch den Hungerwinter 
1946/47 erlebt hat. Damals wussten viele Mütter nicht, wie 
sie ihre Kinder ernähren sollten. Das war Armut. Wenn heute 
Menschen sich selbst oder – noch schlimmer – ihre Kinder 
verwahrlosen lassen, ist das nicht die Folge materieller Not, 
sondern persönlichen Versagens. Dass trotzdem von Armut 
gesprochen wird, ist aber sicher kein Zufall. Denn der Begriff 
ist emotionaler als »soziale Ungleichheit«. Er löst Mitleid 
aus: Erb»arm«en. Und er ist daher gut geeignet für die po-
litische Agitation. (...)

Die Ergebnisse des Berichts geben durchaus Anlass zur  
Sorge. Denn auch wenn es trotz aller Rhetorik der deutschen 
Sozialindustrie heute kaum mehr wirkliche Armut in Deutsch-
land gibt: Die Vergrößerung der sozialen Unterschiede (…) 
ist für jede Gesellschaft eine brisante Entwicklung. (…) 
Denn in jeder Demokratie steht der politische Anspruch 
auf Gleichheit aller Bürger in einem Spannungsverhältnis 
mit der Ungleichheit des Besitzes, die eine kapitalistische 
Wirtschaft notwendigerweise erzeugt. Diese Spannung muss 
immer wieder ausbalanciert und erträglich gemacht werden. 
Dauerhaft stabil bleibt eine Gesellschaft nämlich nur, wenn 
die in ihr herrschenden sozioökonomischen Verhältnisse 
von der großen Mehrheit als anerkennungswürdig betrach-
tet werden. (…) 

Wenn der Wohlstandszuwachs, den unsere Volkswirtschaft 
immer noch erwirtschaftet, vor allem denen zugutekommt, 
die bereits vorhandenes Geld investieren, dann ist das auch 
nach den Maßstäben derer ungerecht, die »Leistung« zum 
ausschlaggebenden Kriterium für den Verdienst erklären. 
Ganz offensichtlich lohnt es sich derzeit nicht so sehr, Leis
tung zu zeigen, wie immer man sie auch genau definiert. 
Am meisten lohnt es sich, Geld zu haben und daraus noch 
mehr Geld werden zu lassen. Diese übermäßige Zunahme der 
Vermögen der Reichsten, die der Bericht zum wiederholten 
Mal feststellt, kann keine Gerechtigkeitstheorie der Welt 
rechtfertigen. (…) Langfristig hält keine Gesellschaft solch 
eine Diskrepanz aus zwischen dem offiziösen Anspruch, eine 
Leistungsgesellschaft zu sein, und der Wirklichkeit einer 
Rentierswirtschaft. Darüber, nicht über die vermeintliche 
Armut, sollten sich Politiker und andere kluge Menschen 
ernste Gedanken machen.

WirtschaftsWoche Online vom 24. September 2012 
(Ferdinand Knauß)
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B 4 Armutsgefährdungsquoten in Deutschland (2015, in %, nach Sozialleistungen)

pen mit welchen Merkmalen weisen ein besonders hohes 
bzw. ein besonders niedriges Armutsgefährdungsrisiko 
auf?
3.	Interpretation der Ergebnisse: Wie lassen sich die 
hohen bzw. niedrigen Werte erklären? Was können mög-
liche Ursachen einer Armutsgefährdung verschiedener 
Bevölkerungsgruppen in Deutschland sein?

	 Analysiere die Statistik. Gehe dabei in drei Schritten 
vor: Beschreiben – Auswerten – Interpretieren. Folgende 
Leitfragen können dabei helfen:
1.	Beschreiben: Worum geht es? Was zeigt die Tabelle? 
Werden absolute oder Prozentzahlen angegeben? Aus 
welchem Jahr stammt die Statistik? Woher stammen die 
Daten?
2.	Auswerten der Ergebnisse: Welche Bevölkerungsgrup-

Arbeitsanregungen zu B 4

insgesamt	 16,7

	 Männer	 15,9

	 Frauen	 17,4

unter 18 Jahren	 14,5

18 bis 24 Jahre	 21,1

25 bis 49 Jahre	 14,7

50 bis 64 Jahre	 19,9

65 Jahre oder älter	 16,5

	 davon: Männer	 14,5

	 davon: Frauen	 18,3

zwei Erwachsene mit Kind(ern)	 10,4

zwei Erwachsene ohne Kind, beide unter 65 Jahre	 13,2

Alleinlebende	 33,1

Alleinerziehende	 33,7

 

Erwerbstätige	   9,7

Arbeitslose	 69,0

Personen im Ruhestand	 17,0

 

niedrig (bis Sekundarbereich I)	 27,2

mittel (Sekundarbereich II) 	 16,2

hoch (Studium/Promotion) 	 10,2

Quelle: Leben in Europa (EU-SILC). Einkommen und Lebensbedingungen in Deutschland und der Europäischen Union, Fachserie 15 Reihe 3 – 2015, 
hrsg. vom Statistischen Bundesamt (Destatis), Wiesbaden 2017.

Armutsgefährdungsquote

nach Geschlecht

nach Alter

nach Haushaltstyp

nach überwiegendem  
Erwerbsstatus

nach Bildungsstatus
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B 5 Armutsgefährdung: Fallbeispiele 

Dietmar ist enttäuscht über die vielen Bewerbungsabsagen. Er ist zwar schon 57 Jahre alt, 
hat aber schließlich einen mittleren Bildungsabschluss und blickt auf viele Jahre Berufser-
fahrung als Bankkaufmann zurück.1

Ein Kinobesuch ist für den neunjährigen Tim etwas Besonderes. Im Urlaub war er mit seiner 
Schwester und den Eltern schon länger nicht mehr. Gestern meinte sein Vater besorgt, es 
stehe nun Arbeitslosengeld II (Hartz IV) an, das Auto müsse verkauft werden und er frage 
sich, wo die Familie noch sparen könne. 

2

Kira (32 Jahre) und Thomas (34 Jahre) haben nach ihrem Hauptschulabschluss eine Aus-
bildung zur Pharmazeutisch-kaufmännischen Angestellten (PKA) in einer Apotheke bzw. 
zum Frisör gemacht. Seit Kira wegen der Kinder nur noch halbtags arbeitet, ist das Geld am 
Monatsende immer knapp. Gemeinsame Urlaube sind nicht drin. 

3

Frau Krauß (68 Jahre) hat drei Kinder großgezogen und ist jahrzehntelang als Hausfrau und 
Mutter zuhause geblieben, wie viele ihrer Freundinnen auch. Mit ihrer Witwenrente und der 
eigenen kleinen Rente muss sie sich auf zahlreiche Entbehrungen einstellen. 4

Johanna (40 Jahre) hat nach ihrem Studium der Biologie in einem Forschungslabor eine 
Stelle erhalten. Sie lebt inzwischen allein mit ihren zwei Kindern in einer kleinen Dreizim-
merwohnung und arbeitet nur noch 30 Prozent.6

Oli (38 Jahre) und Celina (36 Jahre) arbeiten als Ingenieure in einem Betrieb. Mit ihren 
zwei Kindern Emma und Jonas fahren sie dieses Wochenende in den Freizeitpark. Sie freuen 
sich schon sehr darauf.5
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B 6 Wer erhält in Deutschland Sozialleistungen?

Die Transferleistungen der sozialen Mindestsicherungssys
teme sind finanzielle Hilfen des Staates, die zur Sicherung 
des grundlegenden Lebensunterhalts dienen. Diese sollen 
»(…) nicht nur Armut verhindern, sondern dem Empfän-
ger eine Lebensführung ermöglichen, die der Würde des 

Menschen entspricht. Sie sollen ihn aber auch in die Lage 
versetzen, sein Leben möglichst bald wieder aus eigener 
Kraft zu gestalten«, so das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales.

	 Nenne weitere Möglichkeiten, wie der Staat auf Armut 
reagieren kann, damit Betroffene wieder ihr Leben aus 
eigener Kraft gestalten können. 

	 Wo tauchen die Fallbeispiele in der Statistik auf? Ordne 
jedes Fallbeispiel aus B 5 einer Kategorie in der Tabelle 
B 4 zu. Notiere hierzu die Ziffer des jeweiligen Fallbei-
spiels an der passenden Stelle in der Tabelle. 
	 Beschreibe, nach welchen Kriterien (vgl. B 6) jemand 
in Deutschland finanzielle Mindestsicherungsleistungen 
erhält.

Arbeitsanregungen zu B 5 und B 6

Rund 8 Mio. Menschen erhielten in Deutschland
im Jahr 2015  soziale Mindestsicherungsleistungen. 

Grundsicherung im Alter oder bei Erwerbsminderung
Wenn der Lebensunterhalt im Alter nicht sichergestellt werden kann oder 
wenn aus medizinischen Gründen nicht mehr als drei Stunden täglich 
gearbeitet werden kann.

ca. 1 Mio.

ca. 5,8 Mio.

ca. 1,6 Mio.

ca. 4,2 Mio.

ca. 137.000

ca. 970.000

Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem Sozialgesetzbuch (SGB II)

Hilfe zum Lebensunterhalt, z. B. bei einem Krankenhausaufenthalt 
von mehr als sechs Monaten

Asylbewerberleistungen

Sozialgeld für nichterwerbsfähige Leistungsberechtigte

Arbeitslosengeld ALG II (Hartz IV) mit einem Regelsatz von 
derzeit 409 EUR/Monat

Quelle: www.amtliche-sozialberichterstattung.de/B1mindestsicherungsquote.html – © Gestaltung: 8421medien.de
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B 7 Polit-Talkshow: Sollte Armut stärker bekämpft werden? – Rollenkarten

Schülerinnen und Schüler Informationen zu ihrem »Fall« 
sammeln und ihre Rolle vertiefen.

	 Zu jeder der folgenden Rollen stehen im Internet unter
www.po l i t i kundunte r r icht .de/2_17/a rmut .htm 
Texte zur Verfügung. Mit diesen Texten können die  

Du bist 37 Jahre alt, verheiratet und hast keine Kinder. 
Dein Mann und du seid beide berufstätig. Kürzlich hast du 
auch eine Gehaltserhöhung bekommen, aber genau darin 
liegt jetzt das Problem. Weil dein Gehalt nun höher ist, 
musst du auch mehr Steuern zahlen. Da in den letzten 
Jahren insgesamt aber auch die Preise angestiegen sind, 
merkst du eigentlich gar nichts von deiner Gehaltser-
höhung, außer dass die Steuerlast größer geworden ist. 
Damit bleibt insgesamt sogar weniger übrig! Das findest 
du ungerecht, schließlich ist eine Gehaltserhöhung ei-
gentlich eine Belohnung. Du findest, der Staat muss nicht 
noch mehr gegen Armut tun, schließlich willst du nicht 

noch mehr Steuern bezahlen. Im Gegenteil: Die Steuer-
sätze müssen endlich angepasst werden, sodass bei Lohn
erhöhungen nicht noch draufgezahlt werden muss. Es ist 
doch wohl nur gerecht, dass alle, die arbeiten, sich auch 
mehr leisten können. Warum sollten Leute, die nichts ver-
dienen, genauso viel Geld zur Verfügung haben wie solche, 
die jeden Tag zur Arbeit gehen?

Doppelverdienerin

✂

Du hast nach deinem Realschulabschluss das Abitur über 
den zweiten Bildungsweg und ein Betriebswirtschaftsstu-
dium erfolgreich abgeschlossen. Heute bist du 46 Jahre 
alt und leitest einen Betrieb zur Herstellung von Medi-
zintechnik. Um die vier Kinder kümmert sich vorwiegend 
deine Frau. In den letzten Jahren hat dein Betrieb große 
Gewinne gemacht, was sicherlich auch mit der guten wirt-
schaftlichen Lage zusammenhängt. Du bist der Meinung, 
der Staat solle nicht noch mehr Geld für sozial schwächere 
Personengruppen ausgeben. Dafür müsste man vermut-
lich die Steuern erhöhen, was auch dein Unternehmen 
treffen könnte. Schließlich trägst du die Verantwortung 
für 30 Arbeitnehmer. Eine starke Wirtschaft ist daher die 

beste Vorsorge gegen Armut. Die Debatte um Armut in 
Deutschland ist Jammern auf hohem Niveau. Schließlich 
muss in Deutschland kein Mensch wirklich Hunger leiden. 
Wer arbeiten will, findet mit etwas Fleiß und Disziplin 
auch eine Arbeitsstelle. Wenn, dann kann man eher von 
Ungleichverteilung sprechen – und das ist ja nicht unbe-
dingt schlecht, sondern kann ein Motor sein, um sich noch 
mehr anzustrengen und in der Gesellschaft nach oben zu 
kommen.

✂
Unternehmer

Du bist 43 Jahre alt, hast nach dem Abitur Karriere bei 
einem renommierten Wirtschaftsinstitut gemacht und bist 
zudem Mutter zweier Kinder. Aufgrund deiner jahrelangen 
Beobachtungen des Arbeitsmarkts bist du der Ansicht, 
dass bei der Bekämpfung von Armut vor allem die Höhe 
von Sozialleistungen und die Länge der Bezugsdauer eine 
wichtige Rolle spielen. Anstatt noch mehr Geld zur bloßen 
Bekämpfung der Symptome von Armut in die Hand zu 
nehmen, sollte sich der Staat darauf konzentrieren, An-
reize zu schaffen, um die Menschen wieder in Beschäfti-
gung zu bringen. Nur so kann echte Hilfe zur Selbsthilfe 

aussehen! Zudem kann nur über den Hebel einer erfolg-
reichen Wirtschaftsleistung allgemeiner Wohlstand erhöht 
werden. Daher findest du es gut und legitim, wenn bei-
spielsweise der Hartz-IV-Satz nur für das Notwendigste im 
Leben reicht und eventuell auf eine maximale Bezugsdauer 
begrenzt wird, sodass auch unattraktive Arbeitsangebote 
eher angenommen werden.

✂
Wirtschaftsexpertin

Politik & Unterricht • 2-2017



25

Rote Leiste

B • Wer ist arm und warum?

Du bist 39 Jahre alt, hast nach deinem Abitur Soziale 
Arbeit studiert und schätzt dich glücklich mit einer eben-
falls berufstätigen Partnerin an deiner Seite und drei ge-
meinsamen Kindern. Als Vertreter des Jugendamts beklagst 
du, dass immer mehr Kinder in ärmlichen Verhältnissen 
aufwachsen. Diesen Kindern werden allein durch ihre Her-
kunft die Chancen auf eine erfolgreiche Zukunft verbaut. 
»Kinder sind unsere Zukunft« sollte keine hohle Phrase der 
Politik sein, die sich deiner Meinung nach in den letzten 

Jahrzehnten nicht ausreichend um die Bekämpfung von 
Kinderarmut in Deutschland gekümmert hat. Vor allem 
in der Förderung von Bildungsangeboten siehst du eine 
große Chance, den Kindern unabhängig von ihrem Eltern-
haus eine erfolgreiche Zukunft zu ermöglichen.

✂
Mitarbeiter des Jugendamts

Du bist 50 Jahre alt, hast nach dem Hauptschulabschluss 
eine Lehre zum Anlagenmechaniker abgeschlossen und 
bist vor zwölf Monaten arbeitslos geworden. Trotz einer 
Vielzahl an Bewerbungsgesprächen konntest du keine 
neue Arbeit finden. Seit dem Jobverlust sorgst du dich, 
dass das Geld bis zum Monatsende nicht ausreicht. Für 
deine Kinder Tom (13 Jahre) und Julia (16 Jahre) bedeu-
tet dies einen Verzicht auf vieles, was vorher normal war. 
Es ist ihnen auch peinlich, ihren Freunden von deiner 
Arbeitslosigkeit zu erzählen. Wenn sich langfristig nichts 

an deiner Situation ändert, wirst du vermutlich dein Auto 
verkaufen müssen, denn es drohen Hartz IV und Alters
armut. Du fühlst dich vom Staat im Stich gelassen, denn 
du hast schließlich 30 Jahre Steuern gezahlt. Du wünschst 
dir, dass du bei der Suche nach einer neuen Arbeit besser 
unterstützt wirst. Auch eine Erhöhung des Arbeitslosen-
geldes ist deiner Meinung schon längst überfällig.

✂
Arbeitssuchender

Du bist 37 Jahre alt und hast Abitur. Vor zwei Jahren hast 
du dich von deinem Mann getrennt. Seitdem hat sich dein 
Leben verändert. Du musstest deine Erwerbsarbeit auf  
40 Prozent reduzieren, da die kleinste deiner zwei Töchter 
erst drei Jahre alt ist. Manchmal weißt du nicht mehr, wo 
du noch sparen kannst, auch wenn dein früherer Part-
ner für eure gemeinsamen Kinder Unterhaltszahlungen 
leistet. Oder solltest du vielleicht doch noch einen wei-
teren Job annehmen? Das hieße aber, weniger Zeit für die 

Kinder zu haben. Wie der nächste Schulausflug finanziert 
werden soll, weißt du nicht. Gleichzeitig beschwert sich 
dein 13-jähriger Sohn, dass er noch nicht einmal mit den 
Freunden ins Kino gehen könne. Du fühlst dich vom Staat 
im Stich gelassen und würdest dir mehr Unterstützung 
wünschen, sei es finanziell oder in Form von besseren 
Betreuungsangeboten. Schließlich sind deine Kinder doch 
die Zukunft dieses Landes.

✂
Alleinerziehende

Du bist 60 Jahre alt, deine drei Kinder sind längst aus dem 
Haus und du stehst kurz vor der Rente. Jahrzehntelang 
hast du im Bäckereibetrieb deines Mannes ausgeholfen, 
wenn es nötig war. Hauptsächlich hattest du dich aber um 
deine Kinder und den Haushalt gekümmert. Die Bäckerei 
lief gut, aber dafür habt ihr auch stets hart gearbeitet. Vor 
fünf Jahren kam alles ganz plötzlich: Dein Mann erkrankte 
schwer und du hast ihn bis zu seinem Tod gepflegt. Das 
Geschäft habt ihr verkauft, um die Pflege zu finanzieren. 
Kurz darauf musstest du an der Hüfte operiert werden. 
Seitdem kannst du nicht mehr als Verkäuferin arbeiten. Du 
selbst hast wenig in die Rentenversicherung eingezahlt. 

Deinen Freundinnen geht es ähnlich. Auch sie haben für 
die Zeit der Kindererziehung keine oder durch gering be-
zahlte Jobs nur wenige Rentenpunkte sammeln können. 
Dir steht zukünftig eine Rente von rund 480 Euro bevor. 
Der wöchentliche Gang zur Tafel beschämt dich sehr. 
Du kannst nicht nachvollziehen, weshalb du nicht mehr 
Unterstützung bekommst, schließlich hast du zuhause und 
im Laden immer gearbeitet und drei Kinder großgezogen. 
Wie viele künftige Rentner/-innen fürchtest du dich vor 
der Altersarmut.

✂
Rentnerin
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B • Wer ist arm und warum?

Du bist Moderator der Polit-Talkshow zum Thema »Sollte 
im Sozialstaat Deutschland Armut stärker bekämpft 
werden?«. Du überlegst dir, wie du die Diskussionsrunde 
in die Thematik einführen kannst. Zu Beginn stellst du 
alle Teilnehmer kurz vor und bittest jeden deiner Gäste, 
eine kurze Stellungnahme abzugeben. Während der Dis-
kussion achtest du darauf, dass jeder gleichermaßen zu 
Wort kommt und sich die Gäste nicht gegenseitig ins Wort 
fallen. Zudem ist es deine Aufgabe, darauf zu achten, 

dass die Redezeiten eingehalten werden. Du verhältst 
dich neutral und bevorzugst keinen. Du kannst aber auch 
deine Gäste unterbrechen, wenn sie zu lange reden oder 
unsachlich werden. Am Ende bittest du noch einmal alle 
Gäste, ein kurzes Abschlusswort zu formulieren, bevor 
du den Zuschauern ermöglichst, etwa fünf Minuten lang 
Fragen zu stellen.

✂
Moderator

	 Einigt euch, wer aus eurer Gruppe an der Polit-Talkshow 
teilnehmen möchte.
	 Führt eine Talkshow durch zum Thema: »Sollte im So-
zialstaat Deutschland Armut stärker bekämpft werden?« 
Notiert euch als Beobachter/-in die Argumente, die euch 
am meisten überzeugt haben. Formuliert Fragen, die ihr 
anschließend an die Teilnehmer/-innen stellen könnt. 
	 Beurteile aus deiner persönlichen Perspektive die 
Frage, ob die Politik genug zur Armutsbekämpfung in 
Deutschland unternimmt. Gestalte hierzu einen Tweet als 
Reaktion auf die Aussage von Herrn Schneider (vgl. B 1).

	 Findet euch zu jeder Rolle in einer Gruppe ein. Überlegt 
euch aus eurer Rolle heraus eine gemeinsame Position zu 
der Frage, ob der Staat Armut stärker bekämpfen sollte.
	 Überprüfe mithilfe von B 4, inwiefern die von dir ver-
tretene Person armutsgefährdet ist. In welchen Bereichen 
ist gesellschaftliche Teilhabe für dich schwer möglich? 
Überlege dir Beispiele für deine Rolle.
	 Arbeitet in eurer Rollengruppe Argumente aus den er-
gänzenden Materialien (im Internet unter www.politik
undunterricht.de/2_17/armut.htm) heraus, die eure Po-
sition unterstützen und mit denen ihr in der Talkshow 
überzeugen könnt. Überlegt euch auch, mit welchen Ge-
genargumenten zu rechnen ist. 

Arbeitsanregungen zu B 7
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C • Armut – ein gesellschaftliches Problem?
Materialien C 1 – C 11

C 1 Karika-Tour: Armut
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Objekte, Sprechblasen usw.) wird das Thema darge-
stellt?

3.	Ist aus der Karikatur eine bestimmte Meinung des Ka-
rikaturisten erkennbar?

4.	Wie beurteilt ihr die Aussage der Karikatur?
5.	Welche weiteren Fragen ergeben sich für euch?
	 Bildet neue Gruppen, in denen jeweils mindestens ein 
Mitglied aus jeder Expertengruppe vertreten ist. Jeder 
Experte stellt der neuen Gruppe seine Karikatur vor.

	 Die Karikaturen werden an verschiedenen Wänden des 
Klassenzimmers befestigt. Bildet vier Expertengruppen 
und seht euch als Gruppe die Karikaturen an. Benennt je-
weils für jede Karikatur Thema, Aussage oder Problematik, 
auf die der Karikaturist aufmerksam macht.
	 Jede Expertengruppe bekommt nun eine Karikatur zu-
gewiesen. Beantwortet schriftlich folgende Leitfragen zu 
eurer Karikatur:
1.	Auf welches Problem macht der Zeichner aufmerksam?
2.	Mit welchen Mitteln (Symbole, Figuren, Gestik, Mimik, 

Arbeitsanregungen zu C 1
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C 2 Die Einkommensschere geht wieder auf

C 3 Gehälter in Deutschland im Vergleich

Einmal arm, immer arm, einmal reich, immer reich. Auf 
diese einfache Formel lässt sich die Einkommensvertei-
lung in Deutschland bringen. Reinhard Bispinck vom Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) der 
Hans-Böckler-Stiftung: »Trotz verbesserter konjunktureller 
Entwicklung, trotz positiver Entwicklung auf dem Arbeits-
markt geht die Einkommensungleichheit nicht zurück.« (…) 
Der wirtschaftliche Aufschwung kommt nur bei einem Teil 
der Menschen an, die Einkommensschere in Deutschland 
geht wieder auf. »Wenn die Lohnquote [Anteil der Löhne 
am Volkseinkommen] und der Anteil der Arbeitnehmerent-
gelte am Volkseinkommen sinken, steigt demgegenüber der 
Anteil von Kapital- und Gewinneinkommen, und diese Ka-
pitaleinkommen sind genau die Antreiber, die hinter der 
steigenden Ungleichheit liegen, die wir in diesen Jahren 
gesehen haben«, so Dorothee Spannagel vom WSI.

Die Aufstiegschancen der ärmeren Haushalte sind gesunken. 
(…) Umgekehrt gilt: Wer reich ist, bleibt reich. (...) Auch für 
die Mittelschicht ist das Risiko gewachsen, finanziell abzu-
steigen. Arbeit schützt vor Armut nicht, so die Wirtschafts-

expertin des WSI: »Wir haben in den letzten Jahren ein 
ganz großes Problem mit sogenannten ›working poor‹, also 
Personen, die erwerbstätig sind und trotz ihrer Erwerbstätig-
keit von Armut betroffen sind, da haben wir in den letzten 
Jahren steigende Zahlen, und da haben wir auch in Deutsch-
land tatsächlich im europaweiten Vergleich ein ganz großes 
Problem. (...) Das aktuelle Wirtschaftswachstum, das wir 
haben, und auch die gute Lage auf dem Arbeitsmarkt führen 
nicht dazu, dass Armut zurückgeht und dass Ungleichheit zu-
rückgeht.« Deshalb sei jetzt die Bundesregierung gefordert. 
Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns von 8,50 Euro 
sei ein erster wichtiger Schritt gewesen. Reinhard Bispinck 
(WSI): »Am oberen Ende der Einkommensskala muss die Po-
litik mutiger werden, was die Steuerpolitik angeht. Etwa die 
Besteuerung von Kapitaleinkommen, etwa die Besteuerung 
der Vermögenseinkommen, hier gibt es im Übrigen auch 
einen Auftrag des Bundesverfassungsgerichtes.«

Deutschlandfunk vom 26. November 2015 
(Wolf-Sören Treusch)

	 Wähle zwei Beispiele aus der Tabelle C 3. Begründe, 
ob du den Gehaltsunterschied für gerechtfertigt hältst. 
Tauscht euch in Zweiergruppen aus.

	 Beschreibe den Zusammenhang zwischen einer Öffnung 
der Einkommensschere und einer Vermögenskonzentration 
in Deutschland (C 2).
	 Begründe, inwiefern von der Öffnung einer sogenann-
ten Schere zwischen Arm und Reich in Deutschland ge-
sprochen werden kann.

Arbeitsanregungen zu C 2 und C 3

Quelle: FOCUS Online (www.focus.de) vom 4. Mai 2015

Beruf	 Bruttomonatsgehalt  
	 (2014, in EUR)

Chefarzt	 12.989

Vertriebsleitung 	   9.062

IT-Leitung	   8.593

Filialleitung Bank	   6.952

Facharzt	   5.645

Unternehmensberater	   5.266

Lehrer	   4.032

Beruf	 Bruttomonatsgehalt  
	 (2014, in EUR)

Elektroniker	 2.880

Maurer	 2.633

Zahntechniker	 2.503

Erzieher	 2.500

Altenpfleger	 2.168

Frisör	 1.637

Quelle: hkp group, Geschäftsberichtsauswertung Vorstandsvergütung DAX 2016

Gehälter der DAX-Chefs	 Gesamtvergütung 2016 in EUR

Bill McDermott (SAP SE)	 15.330.000

Dieter Zetsche (Daimler AG)	 13.780.000

Bernd Scheifele (HeidelbergCement AG)	   9.990.000
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C 4 Vermögensverteilung in Deutschland

V e r m ö g e n

Die Vermögen umfassen im engeren Sinne das verzinsliche 
Geldvermögen (auch Immobilien, Wertpapiere und ange-
sammeltes Kapital bei Lebensversicherungen) abzüglich 

Bau- und Konsumschulden. Es beinhaltet keine Sachver-
mögen wie Gold oder Kunstgegenstände.

Der »Wohlstandskuchen« wird unter zehn Personen aufge-
teilt, wobei jede Person zehn Prozent der Bevölkerung in 
Deutschland repräsentiert. Die Aufteilung entspricht der tat-
sächlichen Vermögensverteilung in Deutschland (5. Armuts- 

und Reichtumsbericht der Bundesregierung). Als Einstieg 
in die Aufgabe könnt ihr auch den folgenden YouTube-Clip 
ansehen: www.youtube.com/watch?v=fKH4swN6OnQ

© Gestaltung: 8421medien.de

11,5 %

11,5 %11,5 %

11,5 %

53 %

0,2 % 0,2 %

0,2 % 0,2 %

0,2 %

Welche Kuchenaufteilung würdest du 
gerecht finden?
Teile den Kuchen unter zehn Personen auf, 
wobei jede Person zehn Prozent der 
Bevölkerung in Deutschland repräsentiert.
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C 5 Positionslinie

	 Inwiefern stimmst du der Aussage zu? Treffe ein spontanes Urteil, indem du ein Kreuz auf der Positionslinie setzt. 
Begründe anschließend deine Entscheidung.

»Ich finde es gerecht,  
dass reiche Eltern Vermögen  
an ihre Kinder weitergeben, 

auch wenn diese dann im Leben bessere  
Chancen haben.«

Ich stimme zu.� Ich stimme nicht zu.

Meine Begründung:
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C 6 Presseschau: Folgen von Armut

Wer weniger als 60 Prozent des mittleren Nettoeinkom-
mens hat, der hat ein fast dreifach erhöhtes Sterbensri-
siko. Konkret entscheidet ein Einkommensunterschied von 
monatlich 1300 Euro netto über zehn Lebensjahre. Die 
Chance, das 65. Lebensjahr zu erreichen, steigt mit wach-
sendem Einkommen. Wer eine geringere Schulbildung hat 
und wenig Geld verdient, der ist gesundheitlich in Gefahr. 
Das gilt für Männer noch stärker als für Frauen. 

Das Robert Koch Institut erklärt das unter anderem damit, 
dass die betroffenen Männer oft in Berufen arbeiten, die 
hohe Belastungen mit sich bringen. Das geht einher mit 
häufigeren psychischen Erkrankungen – und anderen 
Stressfolgen, die zur Stressbewältigung dienen. Rauchen, 

Alkoholkonsum, Übergewicht, fehlende körperliche Bewe-
gung – Soziologen nennen das ein »riskantes Gesund-
heitsverhalten«. Statistiken zeigen, dass Menschen mit 
geringer Bildung eher dazu neigen. 

SWR2 Wissen vom 4. April 2017 (www.swr.de)

Text 1: Wer arm ist, stirbt früher

IG-Metall-Chef Jörg Hofmann warnt vor der wachsen-
den Spaltung der Gesellschaft in Arm und Reich. »Wir 
brauchen mehr Solidarität für eine Gesellschaft, die Si-
cherheit, Gerechtigkeit und ein selbstbestimmtes Leben 
für alle ermöglicht«, sagte Hofmann in seiner Rede zum 
1. Mai in Düsseldorf. (…) »Während die Reichen immer 
mehr Vermögen ansammeln, ist jeder dritte Erwachsene 
in Deutschland zu arm, um zu sparen, oder er hat sogar 
Schulden«, so Hoffmann. (…) In den Betrieben entstehe 

zudem durch den Missbrauch von Leiharbeit und Werkver-
trägen zunehmend eine Zweiklassengesellschaft mit einer 
gut bezahlten Stammbelegschaft und schlechter bezahl-
ten Leiharbeitern oder Werkvertragsmitarbeitern.

© AFP vom 1. Mai 2016

Text 2: Warnung vor sozialer Spaltung

Die mehr als 900 Tafeln bundesweit unterstützen immer 
mehr Menschen mit gespendeten Lebensmitteln. Die Zahl 
der Bedürftigen sei in den letzten Monaten um 18 Prozent 

auf zeitweilig 1,5 Millionen Menschen gestiegen.

epd vom 28. September 2016

Text 3: Tafeln versorgen circa 1,5 Millionen Menschen

Grundsätzlich sind drei Formen der Kosten von Armut und 
sozialer Ausgrenzung zu unterscheiden. Fiskalische Kosten: 
Belastung der öffentlichen Haushalte in Form von direkten 
Transferausgaben und durch verringerte Einnahmen bei 
Steuern und Sozialabgaben. (…) Gesamtwirtschaftliche 
Kosten (…) entstehen, da – aus einer streng volkswirt-
schaftlichen Sichtweise betrachtet – die wirtschaftlichen 
Potenziale von armen bzw. sozial ausgegrenzten Menschen 
nicht genutzt werden. Individuelle und soziale Kosten: 
Neben den unmittelbaren persönlichen Einkommensver-
lusten (…) [steht der] Verlust beruflicher Kompetenzen, 
Verlust von sozialem Ansehen, von Autonomie in den 

eigenen Angelegenheiten, psychosoziale Belastungen und 
(…) schließlich Verlust an gesellschaftlichem Engage-
ment und Akzeptanz.

Rudolf Martens: Armutsbericht 2016 – Armutsbekämpfung 
als verkannte regionale Wirtschaftsförderung – das Beispiel 
Hartz IV, in: Zeit zu handeln. Bericht zur Armutsentwick-
lung in Deutschland, S. 110 (© Deutscher Paritätischer 
Wohlfahrtsverband).

Text 4: Armut verursacht Kosten
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Ausgegrenzt und abgedrängt: Glaubt man dem Armutsbe-
richt des Paritätischen Wohlfahrtsverbands, dann sieht es 
düster aus in Deutschland. Doch solche Schwarzmalerei 
ist gefährlich. (…) Denn wer [die] Botschaft einfach so 
abkauft, den kann schnell die Wut packen auf ein System, 
das die eigenen Bürger angeblich in Armut vegetieren 
lässt. (…) Er trägt weitere Unruhe in jene Teile der Be-

völkerung, die wegen der Flüchtlingskrise ohnehin schon 
verunsichert sind, und treibt denjenigen Wähler und Un-
terstützer zu, die einfache Antworten liefern. (…)

Spiegel Online vom 23. Februar 2016 (Guido Kleinhubbert)

Text 5: Gefährliche Armutsdebatte

In Deutschland hat sich der Abstand zwischen Arm und 
Reich seit Mitte der 1980er Jahre erhöht: Die reichsten 
zehn Prozent der Bevölkerung verdienten damals fünf Mal 
so viel wie die ärmsten zehn Prozent. Heute liegt das Ver-
hältnis bei 7:1. Die wachsende Einkommensungleichheit 
hat einen merklich negativen Einfluss auf die wirtschaft-
liche Entwicklung. In Deutschland ist das inflationsbe-
reinigte Bruttoinlandsprodukt pro Kopf zwischen 1990 
und 2010 um etwa 26 Prozent gewachsen. Nach Berech-
nungen einer Studie der OECD hätte das Wachstum (…) 
fast sechs Prozentpunkte höher ausfallen können. (…) Für 
den ökonomischen Effekt ist vor allem das immer stärkere 

Auseinanderdriften der ärmsten 40 Prozent vom besser-
gestellten Rest der Bevölkerung verantwortlich. Ärmere 
Gruppen investieren in der Regel weniger in Bildung, und 
das wiederum beeinflusst die soziale Mobilität und die 
Ausbildung von Kompetenzen im jeweiligen Land. »Unsere 
Analyse zeigt, dass wir nur auf starkes und dauerhaftes 
Wachstum zählen können, wenn wir der hohen und weiter 
wachsenden Ungleichheit etwas entgegensetzen«, sagte 
OECD-Generalsekretär Angel Gurría. 

www.oecd.org (9. Dezember 2014)

Text 6: Kluft zwischen Arm und Reich bremst Deutschland

Während sich das obere Einkommensdrittel unter Berück-
sichtigung der Preissteigerung in den vergangenen zehn 
Jahren finanziell deutlich verbessert hat, sind die mittle-
ren und insbesondere die unteren Einkommen weit zurück-
geblieben. (...) Den Mittel- und Unterschichten [fiel es] 
zunehmend schwer, sich ihre Konsumwünsche zu erfüllen. 
Im Ergebnis war über das vergangene Jahrzehnt hinweg 
die Konsumnachfrage und damit das Wachstum auf dem 
Binnenmarkt in Deutschland extrem schwach. Das machte 

die deutsche Wirtschaft besonders exportabhängig und 
anfällig für Krisen. Die markante Umverteilung von unten 
nach oben schadete somit Wachstum und Beschäftigung. 
(...)

DIE ZEIT vom 2. Juni 2010 (Gustav A. Horn)

Text 7: Schwaches Wachstum auf dem Binnenmarkt

	 Analysiere die Karikatur »Hartz IV – jetzt mit vita-
minreicher Beilage« (vgl. C 1) vor dem Hintergrund des 
Textes 1.
	 Diskutiert, ob die Armutsdebatte in Deutschland ge-
rechtfertigt oder »gefährlich« ist (Text 5).

	 Lies die Pressestimmen und markiere die verschiedenen 
Folgen von Armut.
	 Beschreibe, was die Öffnung der Einkommensschere in 
der Gesellschaft bewirken kann.
	 Erstellt in Gruppen ein Fließschema, das die Zusam-
menhänge zwischen den verschiedenen Folgen von Armut 
veranschaulicht. Präsentiert anschließend eure Ergebnisse 
vor der Klasse.

Arbeitsanregungen zu C 6
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	 Benenne Gründe, weshalb soziale Ungleichheit zu einer 
»Krise der Demokratie« führen kann.

	 Erkläre, warum eine ungleiche Verteilung von materiel-
len Ressourcen zu einer ungleichen Verteilung von Freiheit 
und politischen Einflusschancen führen kann.

Arbeitsanregungen zu C 7

C 7 Ungleichheit als Gefahr für Demokratie, Teilhabe und Stabilität

Inwiefern ist ökonomische Ungleichheit, also zunächst 
einmal die ungleiche Verteilung von materiellen Ressour-
cen, überhaupt gesellschaftlich relevant? (…) Elementare 
Dimensionen der ökonomischen Ungleichheit lassen sich 
voneinander abgrenzen: eine Freiheitsdimension (…) und 
eine politische Dimension.

(…) Nicht jede Freiheit ist durch Verteilung bestimmt, aber 
die Verteilung von Ressourcen determiniert unmittelbar die 
Verteilung der Freiheit, Dinge zu tun und über Dinge zu 
verfügen, die Geld kosten. (…) Es ist wahr, dass Eigentums-
rechte Freiheit (…) garantieren, weil deren Einschränkung 
die Freiheit der Eigentümer reduziert. Es wird dabei jedoch 
regelmäßig unterschlagen, dass im gleichen Zuge mit Eigen-
tumsrechten Unfreiheit für Nicht-Eigentümer einhergeht, 
die möglicherweise durch Einschränkung der Freiheit von 
Eigentümern verringert werden kann, beispielsweise durch 
umverteilende Politik. Insofern ist eine Wirtschaftsordnung, 
die staatliche Eingriffe in private Eigentumsrechte mini-
miert, nicht per se freiheitsmaximierend, sondern kann im 
Gegenteil dazu führen, dass sie vor allem die »Freiheit der 
Reichen« schützt statt die Freiheit aller. (…)

Auch in politischer Hinsicht ist die Verteilung von Res-
sourcen von zentraler Bedeutung, da damit politische 
Einflusschancen erkauft werden können. Dies bedroht das 
demokratische Prinzip politischer Gleichheit. Und der Zu-

sammenhang droht sich selbst zu verstärken: Aus ökono-
mischer Ungleichheit resultierende politische Ungleichheit 
kann Spielregeln im Marktprozess hervorbringen, die Ver-
teilungsergebnisse zugunsten der bereits Wohlhabenden 
wiederum verfestigen – man denke beispielsweise an Steu-
ersenkungen für Wohlhabende. Geringe Beteiligung am po-
litischen Prozess am unteren Rand der Verteilung verstärkt 
das Problem. (…)

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Ungleich-
heit in Deutschland und vielen anderen relativ reichen 
Ländern im vergangenen Vierteljahrhundert zugenommen 
hat. Sie stellt ein Problem dar, weil sie eine ungleiche Ver-
teilung von Freiheit und politischen Einflusschancen mit 
sich bringt, zu makroökonomischer Instabilität beiträgt 
und Teilhabechancen untergräbt. Somit ist die Ungleich-
heit gleich mit drei Krisen verwoben, die nicht getrennt 
voneinander betrachtet werden können: eine Krise der De-
mokratie, der sozialen Teilhabe und der ökonomischen Sta-
bilität – eine Melange mit Sprengkraft, wie am wachsenden 
Erfolg demokratie- und menschenverachtender Ideologien 
deutlich wird. 

Julian Bank/Till van Treeck: Unten betrifft alle: Ungleichheit 
als Gefahr für Demokratie, Teilhabe und Stabilität, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte (APuZ), Heft 10/2015: Unten, 
hrsg. von der Bundeszentrale für politische Bildung, S. 41–46.
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C 8 Mögliche Folgen von sozialer Ungleichheit 

	 Nenne mögliche Folgen von sozialer Ungleichheit und Armut. Beziehe dabei die Materialien C 6 und C 7 mit ein.

Individuelle Folgen

Politische Folgen

Wirtschaftliche Folgen

Gesellschaftliche Folgen
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in Deutschland – ein gesellschaftliches Problem?« Bezieht 
dazu die Materialien aus Baustein C mit ein.

	 »Mehr Reiche würden dem Land guttun.« Arbeite aus 
dem Text die Argumente des Autors heraus.
	 Führt eine Debatte durch zu der Frage: »Ungleichheit 

Arbeitsanregungen zu C 9

C 9 Die Doppelmoral gegenüber den Reichen

Etwa 20 Millionen Deutsche spielen in der Woche Lotto und 
geben dafür viel Geld aus. Und dies nur aus einem einzigen 
Grund: ohne eigene Leistung reich zu werden. (...) Das 
Paradoxe daran: Viele Deutsche möchten also gerne reich 
sein, und dennoch sind Reiche, die sich solche Wünsche 
erfüllen können, nicht wohlgelitten. Sie werden mitunter 
beschimpft als Nachkommen der Manchester-Kapitalisten, 
die den Menschen nicht den verdienten Mindestlohn gönnen 
wollen, oder auch als Schmarotzer, die von der Gesellschaft 
leben, ihre Gewinne behalten und Verluste auf den Steuer-
zahler abladen.

Dazu ein paar Fakten: Rund die Hälfte der Steuern aus Lohn 
und Einkommen in Höhe von 201 Milliarden Euro im Jahr 
2013 zahlten die reichsten zehn Prozent der Gesellschaft. 
Etwa 40 Prozent der Bürger, der ärmere Teil des Volkes, 
zahlten keine Einkommenssteuer. Und auch wenn es immer 
wieder Berichte gibt, wie Amazon und andere amerikanische 
Technologiekonzerne Steuern vermeiden: Deutsche Unter-
nehmen können ihre Steuerlast mit legalen Tricksereien 
kaum mindern. Im Jahr 2012 zahlten sie fast 112 Milliarden 
Euro Steuern. Die Besitzer dieser meist mittelständischen 
Betriebe sind die Reichen, die Arbeitsplätze schaffen und 
darüber hinaus oft Geld für wohltätige Zwecke spenden.

Dennoch ist die Wahrnehmung in Deutschland eine andere. 
(...) Natürlich haben manche Reiche mit ihrem kritikwür-
digen Verhalten und ihrer herablassenden Attitüde zu der 
aktuellen Stimmung beigetragen. Allerdings sind diese we-
nigen im Kreis der vielen Vermögenden – in Deutschland 
gibt es etwa 950.000 Millionäre und 100 Milliardäre – nur 
eine verschwindend kleine Minderheit. Dabei würden nicht 
nur Deutschland mehr reiche Leute guttun. Je mehr Geld die 
Leute mit rechten Dingen verdienen, desto höher fallen die 

Steuern für den Staat aus; je mehr Unternehmen gegründet 
werden, desto höher ist das Aufkommen des Staates aus 
einem Teil des Betriebsgewinns. Je innovativer und damit 
wahrscheinlich auch reicher der Einzelne, desto fortschritt-
licher ist der Staat. (...)

Wer aber als Bürger unzufrieden mit dem materiellen Zu-
stand seines Lebens ist, der sollte etwas dagegen tun. Mehr 
Einsatz, um rascher befördert zu werden, eine neue Sprache 
nach der Arbeit lernen oder sich anderweitig fortbilden, um 
einen besser bezahlten Job zu bekommen. Oder eine Firma 
gründen. Das sind die Rezepte für einen finanziellen und 
gesellschaftlichen Aufstieg. Genau wie die meisten Reichen 
es getan haben: Denn fast alle haben für ihr hohes Einkom-
men hart gearbeitet. Und selbst Erben, die das Unternehmen 
ihres Vaters lenken, schuften oft bis zum Umfallen. Anwälte, 
Unternehmensberater und Selbstständige etwa haben einen 
großen Teil ihrer Freizeit zuvor im Studium geopfert, um 
exzellente Noten zu schreiben und damit einen guten Ar-
beitsplatz zu ergattern. Wer im Studium, übertrieben gesagt, 
lieber bis mittags geschlafen hat, später im Berufsleben um 
17 Uhr nach Hause geht, kann sich logischerweise nicht all 
seine Wünsche erfüllen. Außer er gewinnt im Lotto.

Frankfurter Allgemeine Zeitung (www.faz.net) vom 29. März 
2014 (Maximilian Weingartner)
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C • Armut – ein gesellschaftliches Problem?

C 10 Was sagt das Grundgesetz?

C 11 Warum bekämpft der Staat Armut?

	 Der Staat bekämpft aus unterschiedlichen Gründen 
Armut. Überlege dir Begründungen zu den verschiedenen 
Motivationen und trage sie in die Tabelle (C 11) ein.

	 Erläutere anhand der ausgewählten Artikel in C 10, 
inwieweit das Grundgesetz die Konzentration von Einkom-
men und Vermögen in unserer Gesellschaft zulässt. 

Arbeitsanregungen zu C 10 und C 11

Art. 1, 1	 Die Würde des Menschen ist unantastbar.

Art. 2, 1	 Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte  
	 anderer verletzt.

Art. 14, 1	 Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet.

Art. 14, 2	 Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.

Art. 20, 1	 Die Bundesrepublik ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.

Art. 28, 1	 Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muss den Grundsätzen des republikanischen,  
	 demokratischen und sozialen Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes entsprechen.

Art. 79, 3	 Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche (...) die in den Artikeln 1 und 20 niedergelegten  
	 Grundsätze berührt werden, ist unzulässig.

Der Staat bekämpft Armut aufgrund ...	 Begründung

... einer gesetzlichen Verpflichtung.

... einer moralischen Verantwortung.

... eines gesellschaftlichen Interesses.

... eines politischen Interesses.

... eines wirtschaftlichen Interesses.
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D • Was tun gegen Armut?

D • Was tun gegen Armut?
Materialien D 1 – D 9

mögliche Maßnahmen bzw. Angebote zur Armutsbekämp­
fung und ergänze die Tabelle um weitere Beispiele.

	Überlege, wie die oben genannten Akteure und du selbst 
auf Armut in Deutschland reagieren können. Nenne dazu 

	Arbeitsanregungen zu D 1

D 1 Wer reagiert wie auf Armut?

Wer?	 Wie?

EU, Bund, Länder und Kommunen

Freie Wohlfahrtspflege  
(z. B. Arbeiterwohlfahrt, Deutscher Paritätischer  
Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz)

Kirchen und Religionsgemeinschaften 
(Deutscher Caritasverband, Diakonie Deutschland,  
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland)

Schulen und Bildungseinrichtungen

Stiftungen

ehrenamtliche Vereine und Initiativen 

ich
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D • Was tun gegen Armut?

in welchen gespart werden könnte. Bezieht euer bisheriges 
Wissen zu Armut und Reichtum in Deutschland ein.

	Nenne für den Bereich »Soziales« passende Beispiele für 
Sozialleistungen.
	Diskutiert zu zweit, in welchen Bereichen der Bundes­
etat für Soziales aus eurer Sicht erhöht werden sollte und 

Arbeitsanregungen zu D 2

D 2 Sozialausgaben der Bundesrepublik Deutschland (2015)
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D • Was tun gegen Armut?

D 3 Was tun gegen Armut und wachsende Ungleichheit?

	Vergleicht in Gruppen die unterschiedlichen Ansatzpunkte 
und überprüft, welche Lösungsvorschläge die Ursachen von 
Armut bearbeiten und welche an den Folgen von Armut 
ansetzen.
	Welche drei Lösungsvorschläge findet ihr am sinnvollsten, 
um Armut und wachsende soziale Ungleichheit zu bekämp­
fen? Begründet eure Entscheidung schriftlich.
	Recherchiert im Internet nach weiteren möglichen Lö­
sungen, wie Armut in Deutschland bekämpft werden könnte.

	Die Politik kann in unterschiedlichen Bereichen anset­
zen, um Armut zu bekämpfen. Überlege dir, welcher der 
drei Politikbereiche (Arbeitsmarktpolitik, Sozialpolitik und 
Steuerpolitik) zu den jeweiligen Ansatzpunkten passt. No­
tiere den passenden Politikbereich in der linken Spalte der 
entsprechenden Tabelle.
	Wie können die jeweiligen Ansatzpunkte konkret umge­
setzt werden? Überlege dir, welches der zehn aufgeführten 
Beispiele zu den einzelnen Ansatzpunkten passt. Vervoll­
ständige die Tabellen.

Politikbereich	 Ansatzpunkt	 zugeordnetes Beispiel
		  (Lösungsvorschlag)

Umverteilung von oben nach unten	 Spitzensteuersatz erhöhen 
	 (Beispiel 3)

keine Vermögenskonzentration

Erbschaftssteuer verändern

die Mittelschicht stärken

Politikbereich	 Ansatzpunkt	 zugeordnetes Beispiel
		  (Lösungsvorschlag)

mehr Frauen in Arbeit bringen

Arbeit muss vor Armut schützen

mehr Langzeitarbeitslose in Arbeit 
bringen und mehr Lohngerechtigkeit

Politikbereich	 Ansatzpunkt	 zugeordnetes Beispiel
		  (Lösungsvorschlag)

Startchancen für Kinder verbessern

Solidarität im Sozialversicherungs-
system

private Vorsorge ausbauen
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D • Was tun gegen Armut?

Lösungsvorschläge zur Bekämpfung von Armut

Die SPD fordert: »Menschen, die schon lange arbeitslos 
sind, [soll man] die Teilhabe am Erwerbsleben zu fairen 
Bedingungen eröffnen. Angebote zur Teilzeitausbildung 
(...), nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt, die 
Förderung unabhängiger Arbeitslosenberatungsstellen, 
(...) Verhinderung von Lohndumping, (...) Eindämmung 
von Leiharbeit und (...) Entgeltungleichheiten von 
Frauen und Männern [müssen wir bekämpfen].« 

SPD-Landtagsfraktion Baden-Württemberg, 2013

Beispiel 1 

DIE LINKE fordert: Der gesellschaftliche Reichtum muss 
umverteilt werden. (...) Eine Millionärssteuer in Höhe 
von 5 Prozent auf alle Vermögen oberhalb von einer Mil­
lion Euro ist hier ein zentrales Instrument. 

www.linksfraktion.de (14.2.2017) 

Beispiel 5 

Kanzlerkandidat Martin Schulz (SPD) fordert Gebühren­
freiheit von der Kita bis zum Studium. Er will für mehr 
Chancengerechtigkeit beim Zugang zu Bildung sorgen.
 
www.rp-online.de (1.2.2017)

Beispiel 6 

Die SPD will Erbschaften mit höheren Abgaben belasten. 
»Große Erbschaften werden wir stärker besteuern«, heißt 
es im Entwurf des Regierungsprogramms zur Bundestags­
wahl, aus dem mehrere Nachrichtenagenturen zitieren. 
Vor allem bei großen Firmenvermögen wolle die SPD 
höhere Steuern ansetzen, dagegen soll die Weitergabe 
von Eigentum in der Familie wie gehabt durch großzügige 
Freibeträge ermöglicht werden.

ZEIT ONLINE vom 15. Mai 2017

Beispiel 7 

Die CDU/CSU fordert: Der Spitzensteuersatz soll erst bei 
60.000 Euro greifen. Damit würde man die Mittelschicht 
entlasten, die bislang schon bei einem jährlichen Ein­
kommen von 53.666 Euro (Stand 2016) den maximalen 
Steuersatz zahlen muss, der auch für sehr gut Verdie­
nende gilt.
 
www.n-tv.de (15.12.2015)

Beispiel 8 

Die FDP fordert: Private Altersvorsorge (z. B. Riester) 
sowie private Absicherung bei Erwerbs- und Berufsun­
fähigkeit stärken und Sparen mit Wohneigentum erleich­
tern (»Eigenheimrente«).
 
Bürgerprogramm 2013 der FDP (5.3.2013)

Beispiel 9 

DIE LINKE fordert, den Mindestlohn auf 12 Euro in der 
Stunde zu erhöhen.
 
www.linksfraktion.de (11.5.2017)

Beispiel 10 

Aus Sicht der CDU/CSU ist eine gute Arbeitsmarktpolitik 
das beste Mittel gegen Armut: »Hier sind Maßnahmen 
zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie entscheidend.« 

Rede im Bundestag von Antje Lezius (CDU/CSU) am 27.1.2016

Beispiel 2

Die Grünen im Bundestagswahlprogramm: Wir wollen (...) 
den Spitzensteuersatz oberhalb von 100.000 Euro an zu 
versteuerndem Single-Einkommen erhöhen. 

www.gruene.de (Entwurf zum Wahlprogramm 2017, Juni 2017)

Beispiel 3

Sozialversicherungsbeiträge sollen prozentual nach Ein­
kommen gestaffelt und nicht gedeckelt werden. Bisher 
zahlt jeder den gleichen Prozentsatz in die Kranken-, 
Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung. Höchst­
verdiener zahlen zudem auf keinen Fall mehr als den 
Höchstsatz von 6350 Euro im Monat in die allgemeine 
Rentenversicherung ein.

www.bundesregierung.de (12.10.2016)

Beispiel 4
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D 4 Was tun gegen Kinderarmut?

In Deutschland wächst die Zahl der Kinder, die auf Hartz IV 
angewiesen sind. Im Mai 2014 lebten gut 1,639 Millionen 
Kinder unter 15 Jahren in Hartz-IV-Haushalten, wie die 
Bundesagentur für Arbeit (BA) mitteilte. (…) Der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) forderte ein Aktionsprogramm 
für betroffene Familien. (…) Das Programm solle sich zu­
nächst auf die 450.000 Eltern konzentrieren, die arbeitslos 
gemeldet sind, Kinder im Haushalt haben, Hartz IV nicht 
mit einem Zusatzjob aufstocken und an keiner Maßnahme 

eines Jobcenters teilnehmen. Solche Eltern müssten »eine 
neue berufliche Perspektive erhalten, auch um ihre Vor­
bildrolle gegenüber ihren Kindern zu stärken«, verlangte 
das DGB-Vorstandsmitglied Annelie Buntenbach. Dem DGB 
schwebt dabei vor, mehr öffentlich geförderte Arbeits­
plätze zu schaffen, »sofern eine Beschäftigung anders 
nicht möglich ist«.

© AFP vom 12. Oktober 2014

Arbeitsplätze für Eltern schaffen

Im Januar 2015 führte SPIEGEL ONLINE ein Interview 
mit Heinz Hilgers, dem Präsidenten des Deutschen Kin-
derschutzbundes.

Hilgers: (…) Im Grunde taugt unser ganzes System der 
Kinderförderung nichts. Es erzeugt nur viel Bürokratie und 
ist ungerecht. Wer sehr gut verdient, bekommt vom Staat 
hohe Steuererleichterungen pro Kind und deshalb viel mehr 
Unterstützung als arme Familien, denen nur das niedrigere 
Kindergeld bleibt. Eigentlich müsste es genau andersherum 
sein.

Was würden Sie ändern?
Hilgers: Wir sind für eine Kindergrundsicherung. Die Eltern 
erhielten dann für jedes Kind etwas mehr als 500 Euro pro 
Monat und müssten diesen Betrag versteuern. Im Gegenzug 
kann man alle anderen bisherigen Leistungen abschaffen, 
also Dinge wie den Kinderzuschlag, den Unterhaltsvor­
schuss, das Kindergeld und die Kinderfreibeträge. Auch 
die Hartz-IV-Regelsätze für Kinder wären nicht mehr nötig, 
weil alles durch die Grundsicherung abgedeckt würde.

Spiegel Online vom 18. August 2014 (Interview von Matthias 
Bartsch)

Kindergrundsicherung

Immer häufiger werden mehr Bildungsanstrengungen ver­
langt – von den Betroffenen wie vom Staat. Mehr Bildung 
also als Maßnahme zur Armutsbekämpfung (…). So man­
cher Kommentator neigt dazu, Armut auf die Bildungsferne 
oder auf die Sozialisations- beziehungsweise Kulturdefi­
zite der Betroffenen zurückzuführen. (...) Mehr Bildung, 
weniger Armutsrisiko – was unter günstigen Umständen 
ohne Zweifel zum individuellen beruflichen Aufstieg taugt, 
versagt als gesellschaftliches Patentrezept. Denn wenn 
alle Kinder (...) mehr Bildungsmöglichkeiten bekämen, 
würden sie um die wenigen Ausbildungs- und Arbeits­
plätze womöglich nur auf einem höheren Niveau, aber 
nicht mit besseren Chancen konkurrieren. Folglich gäbe es 
am Ende mehr Taxifahrer mit Abitur und abgeschlossenem 

Hochschulstudium, aber kaum weniger Armut. Eine bes­
sere (Aus-)Bildung erhöht die Konkurrenzfähigkeit eines 
Heranwachsenden auf dem Arbeitsmarkt, ohne jedoch die 
Erwerbslosigkeit und die (Kinder-)Armut als gesellschaft­
liche Phänomene zu beseitigen.

So wichtig mehr Bildungs- und Kulturangebote für Kinder 
aus sozial benachteiligten »Problemfamilien« sind, so 
wenig können sie das Armutsproblem lösen. (...) Eine feh­
lende, schlechte oder falsche Schulbildung kann die Armut 
potenzieren und im Lebensverlauf zementieren. Sie ist 
jedoch nicht die Ursache materieller Not. (...)

Spiegel Online vom 20. Mai 2008 (Christoph Butterwegge)

Bildung gegen Armut?

ansätzen zustimmen könnt und welche Vorschläge ihr 
ablehnt.
	Einigt euch auf ein Konzept, mit dem Kinderarmut 
bekämpft werden sollte. Begründet eure Entscheidung 
schriftlich.

	 Teilt die Klasse in drei Gruppen auf. Jede Gruppe fasst 
die Kernaussagen zu je einem Ansatz zur Bekämpfung 
von Kinderarmut zusammen. Stellt euch anschließend die 
verschiedenen Lösungsansätze in Dreiergruppen vor.
	Diskutiert in der Gruppe, inwiefern ihr den Lösungs­

Arbeitsanregungen zu D 4
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D 5 Soll es eine einheitliche Erbschaftssteuer geben?

Auf den ersten Blick sieht das gut aus: Jede Erbschaft 
und Schenkung wird zu einem niedrigen Pauschalsatz 
versteuert, im Gegenzug werden alle Freibeträge und Aus­
nahmen gestrichen. (…) Doch so einfach ist das nicht. 
(…) Jetzt schon profitieren nicht nur Firmenerben von 
Ausnahmen, sondern auch Privatleute. Die Freibeträge, 
die steuerfrei bleiben, sind hoch. Sie belaufen sich bei 
Kindern auf jeweils 400.000 Euro. Heute fällt somit in 
vielen Fällen keine Erbschaftssteuer an. Dafür gibt es 
gute Gründe. Wenn der Staat »Omas Häuschen« bis zu ge­
wissen Grenzen verschont, erkennt er an, dass der Aufbau 
von Vermögen aus bereits versteuertem Einkommen er­
folgt. Mit einer niedrigen Pauschalsteuer müsste jedes 
Vermögensgut vom ersten Euro an erfasst und bewertet 
werden. Das wäre ein Arbeitsbeschaffungsprogramm für 
Finanzbeamte. (…) Problematisch wäre dies auch für 
Betriebsvermögen. (…)

Zum Erfolgsrezept Deutschlands gehören die großen Mit­
telständler, die sich häufig seit Generationen in Famili­

enbesitz befinden. Darauf sollte der Gesetzgeber Rück­
sicht nehmen. Während die Unternehmen in den USA und 
Großbritannien auf die Kapitalmärkte angewiesen sind, 
investieren die deutschen Familienunternehmen Gewinne 
ins eigene Unternehmen. Der Gesetzgeber ist klug beraten, 
diesen Kreislauf nicht zu unterbrechen. (…)

Korrekturbedarf sehen die Verfassungsrichter bei den Ver­
schonungsregeln für große Familienunternehmen. Für diese 
Unternehmen fordert Karlsruhe eine Einzelfallprüfung. 
Darum dreht sich der politische Streit. (…) Die großen 
Familienunternehmen sind Motoren für Beschäftigung und 
Investitionen. Aus diesem Grund sollten Bund und Länder 
eine moderate Besteuerung wählen. Fiskalisch ist die Erb­
schaftssteuer ohnehin von untergeordneter Bedeutung. 
(...) Der Staat profitiert am stärksten, wenn Unternehmen 
in Deutschland Stellen schaffen und investieren.

Roland Pichler, Wirtschaftsredakteur der Stuttgarter Zeitung

Kontra: Vorrang für Jobs und Investitionen

Beide Texte: Stuttgarter Zeitung vom 19. März 2015

Wechsel ihre Argumente vor. Die dritte Person übernimmt 
als stiller Zuhörer die Rolle des Schiedsrichters. Er/sie 
notiert zu beiden Positionen die überzeugendsten Argu­
mente und entscheidet schließlich, welche Seite mit wie 
viel Prozent am meisten überzeugt hat (z. B. 30:70).

	Nenne in einer Tabelle Pro- und Kontra-Argumente für 
und gegen eine einheitliche Erbschaftssteuer.
	 Führt zu dritt eine Debatte durch zu der Frage, ob zu­
künftig eine einheitliche Steuer für alle Erben eingeführt 
werden sollte. Bestimmt hierzu eine Person für die Pro-
Position und eine für die Kontra-Position. Beide tragen im 

Arbeitsanregungen zu D 5

Kleine und mittelständische inhabergeführte Betriebe sind 
das Rückgrat unserer Wirtschaft. Das rechtfertigt aber 
nicht, dass viele Firmenerben derzeit gar keine Erbschafts­
steuer zahlen. Dabei werden teilweise Werte von mehreren 
hundert Millionen Euro übertragen. Wer Geldvermögen im 
gleichen Wert erbt, wird zur Kasse gebeten. (…) Daran 
ändert nach Ansicht der Richter auch die Pflicht zum Erhalt 
der Arbeitsplätze über einen festgelegten Zeitraum nichts. 
(...) [Das Bundesverfassungsgericht hat im Dezember 2014 
die Bevorzugung von Firmenerben bei der Erbschaftssteuer 
für verfassungswidrig erklärt.]

[Ein Grundproblem ist] die Kombination aus hohen Erb­
schaftssteuersätzen von bis zu 50 Prozent auf der einen 
Seite und zahlreichen Ausnahmen und Freibeträgen auf der 
anderen, mit dem Ergebnis, dass viele nichts zahlen. Zudem 
verursacht die Prüfung der Ausnahmeregeln einen hohen 
bürokratischen Aufwand. Besser als das Drehen an vielen 
kleinen Schrauben wäre[n] (…) deutlich niedrigere Steu­

ersätze bei gleichzeitiger Abschaffung von Freibeträgen 
und Ausnahmen (…), ohne Unternehmen oder Privatleute 
massiv zu überfordern. (…) Würde eine Firma im Wert von 
20 Millionen Euro übertragen, müsste der Erbe eine Million 
Euro zahlen, die sich zum Beispiel über einen Zeitraum von 
zehn Jahren verteilen ließen. Der Erbe eines Einfamilien­
hauses für 500 000 Euro wäre mit 25 000 Euro dabei. (…)

Fakt ist, dass die Akkumulation von Privat- und Betriebs­
vermögen in den Händen weniger massiv zugenommen hat 
und weiter zunehmen wird. Wieso sollte der Staat nicht ein 
kleines bisschen davon profitieren, damit er zum Beispiel 
jenen, die nicht mit einem wohlhabenden Elternhaus ge­
segnet sind, bessere Bildungs- und damit Verdienstchan­
cen eröffnen kann? Interessanterweise werden (Firmen-) 
Erben im kapitalistischen Musterland USA stärker zur Kasse 
gebeten als hierzulande.

Werner Ludwig, Wirtschaftsredakteur der Stuttgarter Zeitung

Pro: Eine Steuer für alle
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	Verwende als Hilfestellung zur Beurteilung der Frage 
die Tabelle D 6. Beantworte dafür zunächst die einzelnen 
Fragen stichpunktartig in der dritten Spalte. Notiere in der 
letzten Zeile, welche Argumente du am wichtigsten findest 
und welche deiner Meinung nach eher vernachlässigbar 
sind.

	Beurteile die Frage, ob der Staat die Konzentration von 
Einkommen und Vermögen begrenzen soll, um Armut zu 
bekämpfen. Beziehe hierzu folgende Kriterien ein: Le­
galität und Effizienz für das Sachurteil, Legitimität und 
Verantwortbarkeit für das Werturteil. 
	Wäge im Gesamturteil die Teilargumente gegeneinander 
ab und formuliere ein persönliches Fazit. 

Arbeitsanregungen zu D 6

D 6 Politisches Urteilen: Soll der Staat die Konzentration von Einkommen und Vermögen begrenzen?

Kriterium Fragen, die sich dabei stellen Beantworten der Fragen bei der Urteilsbildung

Legalität	 Ist es mit dem aktuellen Recht 
(z. B. mit dem Grundgesetz) 
vereinbar, dass der Staat das 
Einkommen und Vermögen 
seiner Bürger begrenzt?

Effizienz	 Löst es die persönlichen Pro­
bleme der ärmeren Menschen? 
 
Löst die Auflösung der Konzen­
tration von Vermögen und Ein­
kommen das Problem der Armut 
in der Gesellschaft?

Legitimität	 Werden durch die Entscheidung 
alle Menschen gleich behandelt 
oder werden einige bevorzugt? 
 
Mit welchen moralischen Grund­
überzeugungen (z. B. Freiheit, 
Gerechtigkeit, Würde des  
Menschen, Solidarität) ist die 
Entscheidung (nicht) vereinbar?

Verantwortbarkeit	 Ist die Entscheidung in Hinblick 
auf mögliche Folgen verant­
wortbar? (z. B. Kosten-Nutzen-
Relation, Wirtschaftlichkeit, 
Finanzierbarkeit, Umsetzung)

Gesamturteil	 Teilargumente gegeneinander 
abwägen und ein persönliches 
Fazit ziehen.

Lösungsvorschläge in diesem Heft auf S. 13.
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D 7 Das bedingungslose Grundeinkommen
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Helfer entrollen in Genf im Mai 2016 
ein überdimensionales Plakat. Die 
Aktion war Teil der Kampagne für ein 
bedingungsloses Grundeinkommen, 
über das die Schweizer Bevölkerung 
abgestimmt hat.

Gesellschaft und Wirtschaft. Vergleiche deine Ergebnisse 
mit einem/-r Partner/-in.
	Gestaltet ein Streitgespräch zwischen einem/-r 
Befürworter/-in und einem/-r Gegner/-in des Grundein­
kommens als alternatives Modell zum Sozialleistungs­
system.

	Beschreibe die Idee eines bedingungslosen Grund­
einkommens und die Werte, auf denen diese Idee basiert 
(vgl. D 7).
	Markiere Pro- und Kontra-Aussagen zum Grundeinkom­
men (D 8) in zwei verschiedenen Farben. 
	Nenne jeweils drei aus deiner Sicht bedeutende positive 
und negative Auswirkungen eines Grundeinkommens auf 

Arbeitsanregungen zu D 7 und D 8

Der zentrale Gedanke des Grundeinkommens ist die völ­
lige Entkopplung von Arbeit und Einkommen. Jeder und 
jedem, Kindern wie Erwachsenen, Studierenden ebenso wie 
Rentnern/-innen, Arbeitnehmern/-innen, Arbeitgebern/-in­
nen und Nichtberufstätigen würde unabhängig von indivi­
duellem Bedarf und verfügbarem Einkommen ein staatliches 
Einkommen gewährt. Die Zahlung des Grundeinkommens soll 
weder an den Nachweis von Bedürftigkeit gebunden sein, 
noch würde von den Empfängern/-innen irgendeine »Gegen­
leistung« für die staatliche Unterstützung verlangt. Allein 
aufgrund der Würde des Menschen soll jedes Individuum der 
Gesellschaft in die Lage versetzt werden, die notwendigen 
Bedürfnisse wie Essen, Kleidung und Wohnung unabhängig 
von jeweiligen Einkommen zu realisieren. Grundlegend wäre 
nicht mehr der Leistungsgedanke, sondern eine umfassende 
gesellschaftliche Solidarität, die den Wert jedes Individuums 
und individuellen Lebensweges anerkennt. (...) 

Hinsichtlich der Finanzierung und konkreten Umsetzung 
existieren verschiedene Modelle. Fast alle Varianten sehen 
den Wegfall aller derzeitigen Sozialleistungen vor. Diese 
würden im Grundeinkommen aufgehen. Nur eventuell 

könnten bei Bedarf besondere Zuschläge gezahlt werden. 
Eine weitere Möglichkeit zur Finanzierung des Grundeinkom­
mens wäre eine erhebliche Erhöhung der Mehrwertsteuer. 
Dies ist jedoch – unter anderem aufgrund der zu erwartenden 
Inflation – sehr umstritten. 

In den einzelnen Modellen werden unterschiedliche Beträge 
für das monatliche Grundeinkommen vorgeschlagen. Allen 
Modellen ist gemein, dass die Höhe des Grundeinkommens 
die Finanzierung der menschlichen Grundbedürfnisse ermög­
lichen soll.

www.boell.de/de/navigation/wirtschaft-soziales-2987.html 
(Heinrich-Böll-Stiftung), 21. April 2008 (aktualisiert im Juni 
2017; Autorin: Susann Worschech) 
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D • Was tun gegen Armut?

D 8 Aussagen zum Grundeinkommen

Das ist nun mal das Kernproblem dieser Utopie: Sie 
lässt sich, so wie sich die Befürworter das erträumen, 

nicht finanzieren. Und ohne Finanzierung kein Grund­
einkommen. (…) Wer diesen Staat besser machen will, 
sollte für konkrete Änderungen kämpfen, bei der Rente, 

Hartz IV, dem Mindestlohn. Mit einer Utopie ist niemandem 
geholfen.

Die ZEIT vom 2. Juni 2016 (Bernd Ulrich und Kolja Rudzio) 

2

Das Grundeinkommen wird vor allem einem Aspekt 
nicht gerecht: Armut ist vielschichtig. Rentner, Al­

leinerziehende, Langzeitarbeitslose, Behinderte, Paare mit 
vielen Kindern – die Gründe, warum viele dieser Men­
schen arm sind, sind vielfältig. Ein Grundeinkommen – 
ganz gleich in welcher Höhe – ist nicht der Baustein, 
um ihre Armutsspirale zu beenden. Stattdessen muss die 
Politik dafür sorgen, dass der Gesetzgeber ihre Lebenslagen 

berücksichtigt. Mehr Steuergerechtigkeit für Alleinerzie­
hende, Integrationshilfen für Arbeitslose oder eine kosten­
lose Haushaltshilfe für Großfamilien sind Maßnahmen, die 
der Staat angehen könnte.

Badische Zeitung vom 3. Juni 2016 (Tanja Tricarico)

3

1000 Euro für jeden machen die Menschen frei. Gerade 
durch das Grundeinkommen entsteht Leistungsvermö­

gen. Wenn ich mir keine Sorgen um meine Existenz machen 
muss, kann ich mich an neue Ideen wagen. Wir könnten 
sagen: Wir versuchen uns als Musiker oder als IT-Start-up. 
Das Grundeinkommen gibt uns die Freiheit, das auszupro­
bieren. So schaffen wir viel mehr Risikobereitschaft, viel 
mehr Unternehmertum. (…) Bei einem Grundeinkommen 
müssten sich die Arbeitgeber anstrengen, attraktive Ar­
beitsplätze anzubieten. (…) Es gäbe endlich einen wirk­
lichen Arbeitsmarkt, da die Arbeitnehmer die Möglichkeit 
hätten, Nein zu sagen. 

Das Finanzierungsproblem stellt sich nicht. Wir alle 
leben nicht vom Geld, sondern von Gütern. Die rich­

tige Frage lautet daher: Ist die Gesellschaft in der Lage, 
so viele Güter und Dienstleistungen zustande zu brin­
gen, dass 82 Millionen Menschen in der Größenord­
nung von mindestens 1.000 Euro davon leben können?  
Da ist die Antwort – bei einem Bruttosozialprodukt von 
2.500 Milliarden und Konsumausgaben von 1.800 Milliar­
den Euro – eindeutig ja.

dm-Gründer Götz Werner in einem Interview mit der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung (www.faz.net) vom 15. August 
2010 (Interview von Georg Meck)

4

Das Bürgergeld [entspricht dem Grundeinkommen] ver­
stößt gegen die Gerechtigkeit, weil die Gerechtigkeit 

verlangt, Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu be­
handeln. Bürgergeld dagegen behandelt Ungleiches gleich. 
Der Chauffeur und sein Chef (…) erhalten das gleiche 
Bürgergeld. (…) Die Reichen bekommen eine Leistung, 

die sie gar nicht angefordert haben, und die Schwächeren 
verlieren eine Unterstützung, auf die sie angewiesen sind.

Norbert Blüm, früherer Bundesminister für Arbeit und Sozi-
alordnung (CDU), in: DIE ZEIT vom 19. April 2007 

5

Eine bedingungslose Finanzierung des Lebensunter­
halts setzt falsche Anreize. Weil es impliziert, dass man 

für seinen Erfolg nicht arbeiten muss. Weil es den Anschein 
vermittelt, das Glück fiele vom Himmel – genauso wie 
das Geld. Aber irgendjemand muss dafür arbeiten, irgend­

jemand muss dafür auf Freizeit verzichten, irgendjemand 
muss Opfer bringen.

Susanne Kablitz, Ludwig von Mises Institut Deutschland 
(www.misesde.org), 11. August 2014

6

Für die meisten Arbeitgeber sinken die Sozialbeiträge 
deutlich (…). Arbeit wird billiger (…), die Wettbe­

werbsfähigkeit Deutschlands steigt. Schwarzarbeit wird 
[zugleich] unattraktiver. Die beitragsfinanzierten Sozial­
versicherungssysteme werden abgeschafft. (…) Das bringt 
eine Kostenersparnis in zweistelliger Milliardenhöhe, einen 

Bürokratieabbau (…) und es macht den Staat wieder hand­
lungsfähig.

Stiftung Institut für neue soziale Antworten (www.solida-
risches-buergergeld.de/de/vorteile)

1
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D • Was tun gegen Armut?

D 9 Die Gerechtigkeitsformel 20-10

Armut und Reichtum wachsen derzeit parallel. Entscheidend 
ist der Zusammenhang: Die einen werden reich, weil die 
anderen arm werden, und umgekehrt. Die große Mehrheit 
der Gesellschaft empfindet die größer werdenden Ungleich­
heiten als Gefahr. Gleichzeitig gibt es eine breite Ablehnung 
gegen vollkommene ökonomische Gleichheit. Die logische 
Frage lautet daher: Wie groß soll die Ungleichheit sein?

Beginnen wir von vorne: Wie arm oder reich jemand wird, 
dass er oder sie überhaupt ökonomischen Wohlstand errei­
chen kann, ist nicht primär Frucht seines oder ihres Fleißes, 
sondern der zugrundeliegenden gesellschaftlichen Vereinba­
rungen. Diese beginnen beim Schutz von Privateigentum, 
Verträgen und Patenten, ziehen sich durch die gesamte 
Inszenierung und Regulierung des Marktes und reichen bis 
zur Steuergesetzgebung und bis zum Sozialstaat. Diese kul­
turellen, politischen und rechtlichen Grundnormen bestim­
men, wer wie reich werden kann. Erst in zweiter Instanz 
liegt es an den Individuen, sich innerhalb der vorgegebenen 
Rahmenbedingungen zu verwirklichen.

Das mag banal klingen, führt aber zur Frage, wieso wir dann 
überhaupt Rahmenbedingungen schaffen, die es ermögli­
chen, dass Menschen arm, obdachlos oder arbeitslos sind 
und in vielen Teilen der Welt sogar hungern? Wollen wir 
das wirklich? Oder sollten wir bei der Gestaltung des Wirt­
schaftssystems nicht der Grundmaxime folgen, dass niemand 
obdachlos, arbeitslos oder arm sein, dass niemandes Freiheit 
und Würde verletzt werden darf? (…)

Die Spielregeln für die aktuelle Form des Kapitalismus sind 
so angelegt, dass ein wachsender Anteil der (Welt-)Bevöl­
kerung vom Wohlstand ausgegrenzt, systematisch enteignet 
und in seiner Freiheit und Würde verletzt wird. (…) US-
Manager [verdienen] heute das 500-Fache ihrer Mitarbeiter/ 

-innen (Anfang der Achtzigerjahre war es noch das Vierzig­
fache.) Auch sie sind heute aber nicht 500-mal fleißiger oder 
leistungsfähiger als ihre durchschnittlichen Mitarbeiter/ 
-innen, sondern wir haben schlicht und ergreifend die Spiel­
regeln zu ihren Gunsten geändert. Nicht primär der Markt, 
sondern die demokratische Gesellschaft erlaubt ihnen, das 
500-Fache einzuheimsen. (...)

Daher folgender Vorschlag: Angesichts des breiten Kon­
senses, dass die aktuellen Ungleichheiten zu groß sind, 
legen wir Grenzen für Ungleichheit fest. Wir bestimmen 
gemeinsam, wie groß die ökonomischen Unterschiede sein 
dürfen. Zum Beispiel: Die Spitzeneinkommen dürfen nicht 
mehr als das Zwanzigfache der Mindestlöhne betragen, und 
niemand soll mehr als zehn Millionen Euro Privatvermögen 
anhäufen dürfen: 20-10-Regel. (...)

Diese 20-10-Regel wäre keine Enteignung der gegenwärtigen 
Elite, wie es sofort aus hundert Rohren geschossen käme, 
sondern die Begrenzung ihres Rechts auf Aneignung, das 
ihnen ohnehin nur von der Gesellschaft zugestanden wird. 
Enteignung findet derzeit statt, indem die einen so viel 
besitzen dürfen, dass die anderen zu wenig zum Leben oder 
Überleben haben.

Aus: Christian Felber: 50 Vorschläge für eine gerechtere Welt. 
Gegen Konzernmacht und Kapitalismus. © Deuticke im Paul 
Zsolnay Verlag, Wien 2006, S. 274 ff.

ein brauchbarer Vorschlag für Deutschland? Beurteile den 
Vorschlag und formuliere ein begründetes Werturteil.

	 Fasse den Inhalt thesenartig zusammen.
	Diskutiert die 20-10-Regel von Christian Felber. Ist sie 

Arbeitsanregungen zu D 9
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Teilnehmen können alle Schüler und Schülerinnen ab 13 Jahren. Gefragt sind Fantasie und Originalität 
sowie die Bereitschaft, Dingen auf den Grund zu gehen und mit Menschen in Kontakt zu treten.

Alle können etwas Passendes finden, wie sie sich zu einem politischen Thema äußern wollen:  
auf Plakaten, über Video- oder Tonreportagen, Erörterungen, Songs, Facharbeiten, Karikaturauswer-
tungen, Websites, Filmclips oder Comics!

Unter anderem sind Beiträge zu „Gestalte ein Plakat, das zum Schutz für die Natur aufruft oder Bedro-
hungen der Natur aufzeigt“ oder „I have a dream – Was braucht die Welt am dringendsten?“ einreichbar.

SCHÜLERWETTBEWERB
DES LANDTAGS VON BADEN-WÜRTTEMBERG

Einsendeschluss: 17. November 2017

Zum 60. Schülerwettbewerb gibt es für betreuende Lehrer 
und Lehrerinnen besondere Anerkennungen und jede  
Schülerin und jeder Schüler erhält einen Preis.

www.schuelerwettbewerb-bw.de

http://www.lpb-bw.de/e-books.html
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